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Bilcher. 


Die Saarfrage und der deutſch-polniſche Pakt. 


Die Entfpannung, die Anfang Dezember in der Saarfrage erzielt 
wurde, bat in Polen erhebliches Aufſehen erregt und einigen Blättern 
Anlaß zu Betrachtungen über die Rolle gegeben, die Polen beim 955 
ftandekommen des Saarabkommens mitgejpielt hat. Daß der l ER 
polniſchen Außenpolitik für die Entwicklung dieſer Stage nicht un 
gültig war und auch in Zukunft nicht gleichgültig iſt, liegt auf er 
Hand. Von jeher hat das deutſch⸗polniſche Ver- 
hältnis in Wechſelwirkung zum deutſch⸗franzö⸗ 
fiſchen Verhältnis geſtanden. Die Verſailler Friedensmacher 
hatten ihr Suftem auf dem Grundſatz der Gleichschaltung des en 
und polniſchen Verhältniſſes zu Deutſchland begründet, d. h. Po au 
hatte ſich im Nahmen dieſes Suſtems Oeutſchland gegenüber jo zu ver- 
halten, wie Frankreich es wünſchte. Und Frankreich ſtellte ſeinem 9905 
lichen Vaſallen in Ausſicht, ſein eigenes Verhältnis zu Deutſchland, 
wenn es not tat, nach Möglichkeit nach den polniſchen öntereſſen ir 
orientieren. Dieſes Sultem hat eine ganze Reihe von Jahren ganz au 
funktioniert. Aber ſchon zu Briands Seiten fing Polen on, 
mißtrauiſch zu werden. Daß die deutsche Korridorpropaganda in mi 
fchaftlichen, publiziſtiſchen und ſelbſt politiſchen Kreiſen Frankreichs ernſ 
haft diskutiert und aufgenommen wurde, wurde von Polen als 11 
grobe Nückfichtslofigkeeit des franzöſiſchen Bundesgenoſſen empfunden. 
In der franzöſiſchen Politik glaubten ſie mit wachſendem Unbehagen 
Tendenzen feſtſtellen zu können, die darauf abzielten, Polen ee 
deutjeh-franzölilben Verſtändigung etwa in der 
Weife zum Opfer zu bringen, daß Deutſchland für ir 
geſtändniſſe . B. im Saargebiet die franzöſiſche Unterſtützung in = 
Oſtgrenzenfrage in Ausſicht geftellt werden Jollte. Ob dieſer polnife 5 
Verdacht gegen Frankreich begründet war oder nicht, Jpielt_ hier keine 
Rolle. Tatfache iſt jedoch, daß das Mißtrauen in die franzöſiſche Zu- 
verläſſigkeit viel dazu beigetragen hat, in Polen die Überzeugung von 
der Notwendigkeit eines eigenen, nicht von Paris diktierten aufßen- 
politiſchen Vorgehens zu ſtärken. Bald kamen dann auch noch en 
weitere Momente hinzu, die ſich in derſelben Richtung e 
mußten. In der Donaupolitik Tardieus, in der Außenpoliti 
Herriots und ſpäter Barthous, in der Einſtellung Srankreichs zum 
VBiermächtepakt Muffolinis war immer ſtärker die Neigung 
der franzöſiſchen Diplomatie zu erkennen, die For- 
derungen und Intereſſen des polniſchen Freundes 
unberückſichtigt zu lajjen und ſchließlich eine 
„konftruktive“ Politik in Europa unter mög- 
lichſter Ausſchaltung Polens zu treiben. 1 

In Warſchau mußte man dieſe Nichtachtung und Surückſetzung um 
jo ſtärker empfinden, als gerade in dieſer Seit die Männer 968 
Pilfudjki-Rreijes in den Vordergrund rückten, die dazu neigten das 
auf militäriſchem Gebiete gewonnene Vertrauen in die 1 7 
Kraft auch auf das außenpolitiſche Gebiet zu übertragen. Oberſt 
Berk hat aus der Lage, die er vorfand, die Ronjeguenzen gezogen: 
Wenn Frankreich für Polen im Hinblick auf Deutſchland kein un- 
bedingt zuverläſſiger Bundesgenoſſe mehr iſt, dann muß Polen eben 
darauf bedacht Jein, ſich nach beiten Kräften aus der Abhängigkeit von 
Srankreich zu löſen und, wenn irgend möglich, mit Deutschland zu einem 
direkten Einvernehmen zu kommen. Die Chance, die ſich Oberft „Beck 
hierbei bot, war die Machtergreifung durch den Nationalfozialismus 
im Reich. Mit dem Pakt vom 20. Januar d. J. wurde auch von 
polniſcher Seite die unbedingte Gleichſchaltung der polniſchen und fran= 
lichen Politik Deutſchland gegenüber gelöft, nachdem ſie nach 1 5 
niſcher Auffaſſung von Frankreich vorher ſchon verſchiedene Male 
— wenigſtens verſuchsweiſe — gelöſt worden war. 


Sweifellos ift der Abschluß des Paktes nicht ohne Folgen für das 
deutſch-franzöſiſche Verhältnis und damit auch für die Saarfrage ge- 
blieben. Denn mit dem Pakt wurde das gefährliche 
und für Frankreich immer fo nützliche Spannungs- 
verhältnis hwiſchen Deutjchland und Polen be- 
feitigt. Die bei Frankreich jo beliebte Methode, den deutſchen 
Partner bei feinen Auseinanderſetzungen im Weſten dadurch zu schwächen, 
daß man ihm einen anderen Ggener in den Rücken zu hetzen verjucht, 
hat ſich im Laufe dieſes Jahres wohl noch mit den Cſchechen und be= 
ſonders den Litauern, nicht mehr aber mit den Polen durchführen laſſen. 
Gewiß ſind auch andere Dinge für das Juſtandekommen der römiſchen 
Saarprotokolle mitbeſtimmend geweſen. Aber ſicherlich hat auch die 
Erkenntnis, daß Polen nicht mehr, wie es früher der Fall war, auf 
jeden Pfiff von Paris reagiert, in der Saarfrage einigermaßen er⸗ 
nüchternd auf die franzöſiſchen Gemüter gewirkt. 

Es iſt nun bezeichnend, wie ſich die francophile Preſſe 
der Notionaldemokraten zu dieſer Stage verhält. Sunächſt 
neigt ſie dazu — wohl um die Gültigkeit ihrer „Beweisführung“ zu 
unterſtreichen — die Bedeutung der in der Saarangelegenheit erzielten 
Einigung zu überſchätzen und alles, was in dieſer Angelegenheit jetzt 
noch geſchehen wird, als eine bloße Sormalität zu bezeichnen, die gam 
beſtimmt völlig reibungslos ablaufen wird. „Paris reicht Berlin 
die Hand, . „ überſchreibt 3. B. der „Wiecjor Warſzawſki“, ein 
vielgeleſenes Warſchauer Boulevard-Blatt, ſeinen Artikel. „Die Po- 
litit des Miniſters Varthou iſt mit ihm zu Grabe gegangen. Die 
Liquidierung Doumergues hat den Srontwechſel erleichtert. Die 
franzöliſche Politik hat entſchloſſen die Bahnen 
einer Verſtändigung mit Deutſchland betreten.“ Das 
Wichtigfte, ſchreibt das Blatt weiter, ſei nicht der Inhalt der Abmachung 
felbft, ſondern die Catſache, daß eine ſolche Abmachung ſchon jetzt, vor 
der Abstimmung, zuſtande gekommen ſei, und daß fie die Saarfrage ſchon 
jetzt endgültig zugunſten Heutſchlands entscheide. „Die Abmachung be- 
weiſt, daß man jeden Glauben an die Möglichkeit eines für Deutſchland 
ungünstigen Ergebniſſes der Abstimmung verloren und es ſehr eilig hat, 
zu einem Einvernehmen mit Deutſchland zu kommen.“ Das aber, näm- 
lich die Möglichkeit einer Annäherung zwischen Deutſchland und Frank- 
reich, iſt nach der Meinung der Leute mit nationaldemokratifcher 
Denkungsart, die ſich durch keine Enttäuſchung und keine Brüskierung 
von ihrem hemmungsloſen Vertrauen und ihrer anerzogenen Liebe zu 
Frankreich haben abbringen laffen, Jo ziemlich das Schlimmſte, was 
Polen überhaupt zujtoßen könnte. Und Jo machen ſie ihrer Regierung 
geradezu einen Vorwurf daraus, durch die Annäherung Polens an 
Deutfchland zur deutjch-franzöfifchen Verſtändigung beigetragen zu haben. 
Denn, Jo jagen ſie, ſobald ſich Berlin und Paris miteinander ver- 
ſtändigt haben, wird Deutſchland mit der vollen Wucht ſeines „Er- 
oberungsdranges“ — über Polen herfallen. 

Ein wenig nüchterne Überlegung müßte fie freilich eines anderen 
belehren. Die Männer in Polen haben ſicherlich mehr Verſtändnis 
für die praktiſchen Dinge, die gerade in der gegenwärtigen Lage die 
Errichtung des deutſch-polniſchen Paktes begrüßen. Denn Deutfchland 
bat durch den Führer und Jeinen Stellvertreter im Laufe diefes Jahres 
immer wieder erklärt, da ß es nach der Rückkehr des Saar- 
gebietes zum Reich zwiſchen Deutſchland und Frank- 
reich keinen Streitpunkt mehr gebe, der geeignet 
wäre, eine deutſch⸗franzöſiſche Annäherung ju ver- 
bindern. Die weiterblickenden Politiker in Polen 
mußten alfo, ſofern fie nicht an den Krieg glauben wollten, von 

(Fortsetzung Seite 390 unten.) 
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Die Gſtſiedlung im Jahre 1933. 


Das Jahr 1933 war in ſiedlungspolitiſcher Hinſicht ein Übergangs- 
jahr. Die Übernahme der Macht durch den Nationalſozialismus, der 
mit weſentlich anderen weltanfchaulichen Vorausſetzungen an die Sied- 
lungstätigkeit herantritt, als es die früheren Regierungen zu tun pflegten, 
hatte infolge der notwendigen organiſatoriſchen Bindungen und infolge 
der erforderlichen agrarpolitiſchen Sicherungsmaßnahmen zunächſt ein 
gewiſſes Abflauen der Siedlungstätigkeit zur Folge. Entſcheidend mit- 
gewirkt hat dabei auch die Tatjache, daß aus dem unruhigen Jahre 1032 
nur wenig Land zur Siedlung bereit ſtand. Das zur Siedlung 
benötigte Land wird entweder von den gemeinnützigen Siedlungs- 
unternehmungen durch freihändigen Kauf, durch Ausübung des Vorkaufs- 
rechtes und durch Abgabe von Domänenland ſeitens des Staates jowie 
aus Oſthilfeentſchuldungsbetrieben erworben. Daneben werden auch 
Ländereien von den bisherigen Eigentümern für Siedlungszwecke jur 
Verfügung geſtellt mit dem Auftrag, ſie für Rechnung der Eigentümer 
zu beſiedeln, ohne daß die Siedlungsunternehmungen ſelbſt die Ländereien 
käuflich erwerben. 

Im Jahre 1933 wurden im Deutſchen Reich 107058 
Hektar Land von den gemeinnützigen Siedlungs- 
geſellſchaften erworben, bzw. ihnen für auftrags- 
weiſe durchzuführende Siedlung bereitgeſtellt. Neben 
Mecklenburg mit 26 222 Hektar ſind an dieſer Summe Pommern 
mit 15727, Oſtpreußen mit 14975 und Niederſchleſien mit 
10984 Hektar am ſtärkſten von allen preußiſchen Provinzen und außer- 
preußiſchen Ländern beteiligt. In Brandenburg (einfchließlich Berlin) 
wurden 5647, in der Grenzmark Pojen- Weftpreußen 2715 
und in Oberſchleſien 7430 Hektar für die Siedlung erworben. Das 
find in den Oſtprovinzen zuſammen 57 408 Hektar. 

Das von den gemeinnützigen Siedlungsgeſellſchaften erworbene und 
bereitgeſtellte Land ſtammte zum weit überwiegenden Teil (82 v. H.) aus 
privaten Gütern (von über 100 Hektar landwirtſchaftlich genutzter 
Fläche) und zu 6 v. H. aus Staatsdomänen und Reichsbefitz. 
Die reſtlichen 12 v. H. wurden aus kleineren Beſitzungen (von 
unter joo Hektar landwirtſchaftlich genutzter Fläche) erworben. In den 
preußiſchen Oftprovinzen und in Mecklenburg ſind der Staat und die 
großen Privatgüter nahezu die einzigen Landgeber für Siedlungszwecke 
geweſen. Im ſüdlichen und nordweſtlichen Deutschland traten die kleineren 
Privatgüter (unter 100 Hektar) ſtärker als Landgeber hervor. Faſt das 
geſamte, für die Siedlung erworbene und bereitgeſtellte Land war ſchon 
vorher bewirtſchaftete Fläche. 4753 Hektar (= 4,4 v. H. der Geſamt⸗ 
fläche) ſtammte aus Moor- und Ödländereien (vor allem Han- 
novers), die zur Beſiedlung erſt urbar gemacht werden mußten. 

Die Sahl der Neuſiedlerſtellen blieb aus den eingangs 
erwähnten Gründen im Jahre 1933 hinter den Zahlen des Vorjahres 
zurück, 1033 wurden im Reich 4914 Neuſiedlerſtellen mit einer Gejamt- 
fläche von 60 ooo Hektar geſchaffen. Das find 46 v. H. weniger als im 
Jahre 1932. Dabei iſt zu beachten, daß die Schaffung von Neuſiedler⸗ 
ſtellen in der zweiten Hälfte des Jahres 1933 bereits wieder eine er⸗ 
hebliche Zunahme erfuhr. Der Anteil der Oſtprovinzen geht aus nach- 
ſtehender Überſicht hervor: 


1919-1933 
Zahl der Fläche 
Stellen ha 


Zahl der läche 
Dulles | u 


Dftpreußen . 12317 | 144 170 
Brandenburg 8 231 69 888 
Pommern 8734 | 130 858 
Grenzmark Poſen-Weſt⸗ 

preu ßen 1533 25 797 
Niederſchleſien 5 945 51 747 
Oberſchleſſen 3323 28 723 


Preuß Diten . . 40083 | 451183 
Deutſches Reich. 62 371 | 662 407 
Saft drei Fünftel der Xeufiedlerftellen mit reichlich 
drei Fünfteln der Fläche entfielen danach auf den 
Oſten. Der Anteil des Oftens an der Geſamtſiedlungstätigkeit des 
Reiches ift im vergangenen Jahre zurückgegangen, wogegen andere 


(Schluß von Seite 589.) 

vornherein die Verſtändigung zwiſchen Berlin und 
Paris als einen zukünftigen Saktor in ihre po- 
litiſche Rechnung aufnehmen. Wenn ſie das aber taten, 
weil jie eine bewaffnete Auseinanderſetzung nicht wünſchten, dann mußten 
fie auch im wohlverſtandenen Intereſſe ihres Landes darauf bedacht fein, 
daß durch das Suſtandekommen einer deutſch-franzöſiſchen Verſtändigung 
keine Situation herbeigeführt wird, die ſich für Polen vielleicht ge- 
fährlich auswirken könnte. Sie können heute mit gutem Recht darauf 
hinweiſen, daß gerade der deutſch⸗polniſche Pakt die 
Gefahren von Polen abwendet, die die National- 
demokraten glauben an die Wand malen zu müffen. 
Man kann wohl fagen, daß dieſe Beurteilung des Suſammenhanges 
zwiſchen dem Pakt und der Saarfrage ihre Nichtigkeit hat. Und man 
darf noch hinzufügen, daß es, wenn die Saar zum Neiche zurück- 
gekehrt iſt, auch möglich ſein wird, im Oſten einige bedeutſame An⸗ 
gelegenheiten in Ordnung zu bringen, die am beften von Deutſchland 
und Polen gemeinfam gelöſt werden können. Dr. Kredel. 


Landesteile, vor allem Hannover und Oldenburg, nicht nur eine relative, 
ſondern auch eine abſolute Steigerung ihrer Siedlungstätigkeit aufweisen 
konnten. Der ſtarke Rückgang, den vor allem Pommern, Oſtpreußen 
und Niederſchleſten in der Schaffung von Neuſiedlerſtellen im vergangenen 
Jahre gegenüber dem Vorjahre aufzuweisen hatten, erklärt ſich daraus, 
daß dort die aus den agrariſchen Sicherungsmaßnahmen ſtammenden 
hemmenden Momente vorübergehend beſonders ſtark wirkſam waren. 

Unter Berückſichtigung der Größe der geſchaffenen Sied- 
lerſtellen ergibt ſich im Jahre 1933 folgendes Bild: Von je 100 
Neuſiedlerſtellen ſind 


1 1 ſeinſpag ner Land- 0 
j ollbguern. uni 5 onſtige 
Gebiet ſtellen Kuhbauern⸗ Stelen Stellen 


ſtellen 


Oſtpreußen 0,3 3,6 
Brandenburg . 5,9 9,6 
Pommern 3,4 4,5 
Grenzm. Poſ.⸗Weſtpr. 2,8 7,8 
Niederſchleſien 1,5 6.7 
Oberſchleſien 0,4 4,6 
Preuß. Often 2.4 6,1 
Deutſches Reich 3,8 8.0 


Der Anteil der Vollbauernjtellen an der Geſamtzahl der Neu- 
ſiedlerſtellen iſt alſo in Oſtpreußen am größten und in Ober- 
ſchleſien am kleinften. Umgekehrt iſt der Anteil der Cinfpänner- 
und Kuhbauernſtellen in Oberſchleſien am größten und in Oft- 
preußen am kleinſten. Eine Folge der in den beiden Provinzen völlig 
verfchieden gelagerten ſozialen Vorausſetzungen der Siedlungstätigkeit. 
Bei den „ſonſtigen Stellen“ handelt es ſich um Gärtner, Hand- 
werker⸗ und Induſtriearbeiterſtellen. Obige relative 
Angaben find durch die nachſtehenden abſoluten Zahlen der Neu- 
ſiedlerſtellen nach Betriebsgrößen zu ergänzen. Von den 
1033 geſchaffenen Neuſiedlerſtellen hatten eine Släche von: 


Gebiet 


Oſtpreußen , 
Brandenburg . 
Pommern 
Grenzm. Poſ.⸗Weſtpr. 
Niederſchleſien 
Oberſchleſien 


Preuß. Oſten 
Deutſches Reich 


Die Siedlerausleſe iſt unter der nationalſozialiſtiſchen Negie- 
rung nicht nur hinſichtlich der beruflichen Eignung Jorgfältiger 
geworden, als fie früher war, ſondern fie wird jetzt auch unter Ber ü ck⸗ 
ſichtigung raffiſcher und erbgeſundheitlicher Ge- 
ſichtspunkte betrieben. Bevorzugt werden naturgemäß diejenigen 
Siedlungsanwärter, die im Siedlungsgebiet ſelber be⸗ 
heimatet ſind und daher mit den örtlichen Wirtſchafts- und Boden⸗ 
verhältniſſen vertraut ſind. Vor allem werden auch die bisher auf 
den aufgeteilten Gütern beſchäftigten Arbeits- 
kräfte, ſoweit fie den gejtellten Bedingungen genügen, bei der Be⸗ 
ſetzung der Neuſiedlerſtellen berückſichtigt. Die Sahl der aus dem 
betreffenden Siedlungsgebiet ſelbſt ſtammenden Siedler ift im Jahre 1933 
gegenüber den Vorjahren erheblich geſtiegen. Die Weſt⸗Oſtfied⸗ 
lung, die beſonders ſeit 1996 eine ſteigende Tendenz aufwies, iſt im 
vergangenen Jahre zurückgegangen. Über die Entwicklung der Weſt⸗ 
Oſtſiedlung im Jahrzehnt 1924/1933 gibt nachſtehende Uberſicht Auskunft. 
In den Oſtprovinzen (d. h. in Oſtpreußen, Pommern, Brandenburg, 
Grenzmark Poſen-Weſtpreußen und Schlejien) ſind aus Süd- und Weſt⸗ 
deutſchland ſtammende Neuſiedler angeſetzt worden (in Klammern Weft- 
Oftfiedler in v. H. der Geſamtneuſiedlerzahl in den Oſtprovinzen): 


1924 20 (1,1 %) 1928 303 (109 ) 1931 1126 (14,8 %%) 

1925 8 (0,8 %) 1929 535 (12,9 %) 1932 1270 (16 1 %) 

1926 42 (3,1 % ) 1930 740 (12,6 %) 1933 473 (12,9 %) 

1927 175 (8,0 %) 
In dem Jahrzehnt 1924/1935 find demnach insgeſamt 4692 Neuſiedler 
aus Weft- und Süddeutschland in den Oftprovinzen angeſetzt worden. 
Im laufenden Jahre und in der weiteren Zukunft iſt 
mit einem ſtarken Wiederanſteigen der Weft-Oft- 
liedlung zu rechnen. Vor allem die ſchwäbiſchen Gebiete Süd⸗ 
weſtdeutſchlands find an einer vermehrten Anſiedlung ihrer überfchüffigen 
jungbäuerlichen Kräfte, die im Lande ſelbſt nur noch ſchwer oder über⸗ 
haupt nicht mehr unterzubringen ſind, in den Oſtgebieten des Neiches 
intereſſiert. An Perfonen, die vor der Anſiedlung ihren ſtändigen Wohn- 
ſitz in den abgetrennten Oftgebieten hatten, find in den 
preußiſchen Oſtprovinzen im Jahre 1933 16 angeſiedelt worden. 

Wichtig iſt auch die Frage, wieviel Menſchen insgeſamt durch 

die Siedlungstätigkeit auf eigenen Grund und Boden angeſetzt worden 


een 
ind. Hierüber, d. h. über die Sahl der Siedler und ihrer 
5 a m 15 en angehörigen, gibt folgende Aufftellung Auskunft: 
Zahl Ge und 


Be der d Kinder Familien. 

1 i un inder en⸗ 
Gebiet der lien. unter Jangehörigen 

Stellen angehörigen] 14 Jahren 101195 


Oſtpreußen - 55 898 
Brandenburg 613 34 152 
Pommern 558 39 793 
Grenzm. Bof.-Weitpr. . 141 7427 
Niederſchleſien 463 24 658 
Oberſchleſien 8 460 15 729 


teuß. Oſten 177 657 
eiae Reich 268 779 


Neben der Errichtung von vollſtändig neuen Siedlerftellen führen die 
Siedlungsgeſellſchaften auch die ſogenannte Anliegerſie dlun 
durch, bei der beſtehende Kleinbetriebe durch die Zuteilung von Lan 
auf die Größe „ſelbſtändiger Ackernahrungen“ gebracht werden. Die 
Landzulagen werden den Kleinbeſitzern entweder zu Eigentum über⸗ 
geben oder als Pachtland (mit oder ohne Kaufanwartſchaft) über⸗ 
laſſfen. Die Anliegerfiedlung hat fich im Jahre 1933 
eben auf der Höhe der Vorjahre gehalten, ſie iſt alſo 
durch den Umbruch in der Siedlungspolitik, der mit der Machtergreifung 
durch den Nationalſozialismus verbunden war, nicht aufgehalten worden, 
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wie das bei der Neuſtellenſiedlung vorübergehend der Fall geweſen ift. Die 
Statiſtik unterſcheidet Landzulagen zu Eigentum und ſolche zu Pacht. 
über die Anliegerfiedlungen mit Landzulagen zu 
Eigentum im Jahre 1933 und in der Seit von 1919 bis 1933 ſiehe 
folgende Aufftellung: 


1933 


1919 - 1933 


Gebiet Geſamtfl. d. Geſamtfl. d. 
Zahl der Landzulag.] Zahl der Lande lag 
Anlieger ha Anlieger | ha 


Oſtpreußen 736 2315 7 684 25 494 
Brandenburg 383 965 3729 7179 
Pommern 990 2859 6155 16 151 
Grenzm. Poſ.⸗Weſtpr. 158 441 759 2 352 
Niederſchleſien 2389 4159 28 619 41494 
Oberſchleſien 1561 2 416 15 442 16 553 
Peau Oſten | 6217 | 13 154 | 64.688 | 109 223 

eutſches Reich 25 8480 14847 104 627 159 145 


Danach iſt die Anliegerſiedlung vor allem in Schleſien üblich. Mit 
47 061 Landzulagen und einer zugelegten Fläche von 58 147 Hektar in 
der Seit von 1919 bis 1935 entfällt auf Schleſien weit über die Hälfte 
aller in Preußen vorgekommenen Fälle von Landzulagen zu Eigentum 
und etwa 45 v. H. der Fläche. Die zu Pacht vermittelten Landzulagen 
find bei weitem nicht Jo zahlreich. (Die ſtatiſtiſchen Angaben ſtammen 
aus 3. Vierteljahrsheft 3. Statiftik des Deutschen Reiches 1934.) 


Memel im Kampf. 


Wer ift Bruvelaitis? 5 : 
Bruvelaitis, der derzeitige Präſident des Memeldirektoriums, ijt das 
uneheliche Kind der Tochter eines kleinen Landwirts aus Dinwethen im 
Kreiſe Memel. Er wurde am 23. Februar 1900 geboren. Seine Sn 
heiratete jpäter einen Zimmermann, der jetzt als Inſtmann bei a 
Beſitzer Jakob Broßeitis in Weweriſchken wohnt. Dort und in Trußellen 
bat Bruvelaitis eine einklajjige Volksschule beſucht. Bis 191% war er 
auf dem Hof des Brotgebers ſeines Pflegevaters tätig. 1918 e 
als Marinejoldat zum deutschen Militär eingezogen, hat die Front a 9 
nicht mehr erlebt. Nach dem Kriege kam er nach Memel, wurde dor 
Hausmeiſter bei dem Hökereibeſitzer Gailowobitz in der Alexandertrahr. 
120 beſuchte Bruvelaitis das litauiſche Lehrerfeminar in Tauroggen, bis 
zur Prüfung ift er jedoch nicht gekommen. Seine „große Seit 1 0 0 
mit dem Litauereinfall ins Memelgebiet im Januar 1923. Damals 28 e 
er „Stadtkommandant“ von Heydekrug. Als ein Mann, der das Be⸗ 
dürfnis hatte, ſich verſchiedene Minderwertigkeitskomplexe eee 
wurde er extremer litauiſcher Chaudiniſt, ſchließlich Sührer des 

20. Detachments der litauiſchen Schützen, Abteilung Memelgebiet. 


Der Landtag einberufen. i leb di 
Die Litauer ſchienen ſich recht ſicher zu fühlen. Jedenfalls ließ Die 
Einberufung des Landtages, die ſchon zum 1 
erfolgte, dieſen Schluß zu. Sicher fühlten ſie ſich aber ganz gew! 5 5 
deshalb, weil ſie irgendwelchen Anlaß zu der Annahme hatten, an 
die Memelbevölkerung hinter dem neuen Direktorium ſteht, 
ſondern deshalb, weil ſie glaubten, die Landtagsſitzung genügend 125 
bereitet“ zu haben. Sunächſt ift nämlich die Sahl der Abgeo Se 
neten durch Mandatsentziehungen von 29 auf 1 
berabgeſetzt worden; damit die Erſatzmänner nicht für die ent⸗ 
rechteten Abgeordneten einſpringen können, find auch dieſen die Man- 
date „vorſorglich“ entzogen worden. Im ganzen hat der Gouverneur 
30 Abgeordneten und Erſatzmännern die Fähigkeit zur Bekleidung von 
Landtagsmandaten widerrechtlich entzogen. Dann ſchienen die Litauer 
große Hoffnungen auf die Anziehungskraft der Me mel e p a mt 
tiften zu ſetzen, — jo werden in der Bevölkerung die beiden Mit- 
glieder der Landwirtſchaftspartei, Buttgereit und Grigat, En 
nannt, die ſich als Verräter in das Direktorium Vruvelaitis haben 
hineinlocken lajjen. Die Litauer nahmen an, daß der Volksperrat 1 
beiden Außenfeiter verwirrend auf die anderen Abgeordneten wirken 
und vielleicht noch dieſen oder jenen dazu veranlalfen werde, ſeine 
Stimme dem neuen Direktorium zu geben. Bruvelaitis, der ſeit Wochen 
im Alemelgebiet herumreiſte und alle ihm irgendwie geeignet erſcheinen 
den Leute perſönlich aufſuchte, batte mit Verſprechungen ni 5 
geſpart. Er hatte auch mit dem Inausſichtſtellen perJönlicher Vorteile 
für die, die is Jeiner_Politik verſchreiben, nicht gekargt. Ganz Jule 
matiſch wurde eine Sühlungnahme der einzelnen deut⸗ 
ſchen Abgeordneten untereinander vor der . 
tagsjitung verhindert. Die Staatsſicherheitspolizei hatte 5 
Alemeler Poltamt beauftragt, fämtliche Celegramme un 
Briefe des Tandtagsbüros anzuhalten und der 
Polizei zu übergeben. Das ijt auch geschehen. Bereits am 
4. Dezember waren die Briefe des Landtagsbüros, die Einladungen zu 
Fraktionsſitzungen enthielten, angehalten und der politiſchen Polizei 
zugeftellt worden. Bruvelaltis wollte alſo die Cätigkeit der 
deutſchen Parteien lahmlegen, um mit dem Landtag nach 
Belieben umſpringen zu können. 
Zur „Vorbereitung“ der Landtagsſitzung hat auch folgende Maß- 
nahme gehört: Das Direktorium Bruvelaitis hat die 


Durchführung der Verordnung über die Sin führung 
der litauiſchen Unterrichtsſprache in den Volks“ 
Ihulen des Memelgebietes „bis zur endgültigen 
Regelung“ ausgeſetzt „mit der Maßgabe, daß eine 
überprüfung ſtattfinden wird.“ Bekanntlich wurde dieſe 
Vetordnung noch von Neisgys unterzeichnet. Bruvelaitis 
möchte jetzt alſo den Eindruck erwecken, als ob er ja gar nicht Jo ſchlimm 
wäre, wie er hingestellt wird. Er ſehe ja ein, daß das nicht Jo. ginge, 
wie Reisgys ſichs gedacht habe. . Er will den Memelländeru Sand in 
die Augen ſtreuen. Er will Hoffnungen wachrufen, an deren Erfüllung 
er, der litauiſche Schützenführer, doch am allerwenigſten denkt. Er will 
ſich das Vertrauen des Landtags erſchleichen, will unbedingt eine Mehr- 
beit für lich im Landtag gewinnen, die feine Politik unbesehen Janktio- 
niert. Er will die Verordnung „ausſetzen“. Daran, ſie aufzuheben, 
denkt er nicht. Er will ſie noch einmal „überprüfen“. Vielleicht mit 
dem Ergebnis, daß auch noch die Litauiſierung der letzten ſechs Schulen 
verfügt wird, denen man bisher noch die deutsche Unkerrichtsſprache zu 
belaſſen geruht hat. 8 


Das ſchlechte Gedächtnis. 

Deutschland wird das, was heute im Memellande geſchieht, ganz 
gewiß nicht vergeſſen. Jeder einzelne Terrorakt wird in das Gedächt⸗ 
nis nicht nur der Memelländer, ſondern in die Erinnerung jedes Deut- 
ſchen, dem das Schickfal der BVolksgenofjen vor den Grenzen des 
Reiches am Herzen liegt, eingeprägt Jein. Und die Zeit wird kommen, 
da den derzeitigen Machthabern des Memelgebietes die Rechnung 
präſentiert werden wird. Sie follen fie dann auf Heller und Pfennig 
begleichen. Nicht vom litauiſchen Volke als ſolchem wird man dann 
Rechenschaft fordern. Was kann ſchließlich der kleine Bauer dafür, 
daß politiſche Hochſtapler und ſelbſtſüchtige Kreaturen mit dem Namen 
ſeines Volkes Schindluder treiben? Das deutſche Gedächtnis für ge⸗ 
ſchehene Dinge wird jedenfalls beſſer fein, als das des derzeitigen 
Gouverneurs Navakas, der Jeit einem Jahre das Memelgebiet 
ſchikaniert, im Jahre 1928 aber noch eine Broſchüre unter 
dem Titel „Die Entſtehung Litauens“ herausgab, 
in der er voller Anerkennung und Dankbarkeit von 
der Hilfe ſpricht, die Deutſchland dem litauiſchen 
Volke bei der Errichtung Jeines Staates und bei 
deſſen Sicherung gegen den Bolſchewismus ge- 
leiftet hat. 

Sür Navakas wird dieſes Bekenntnis von 1928 heute wohl eine 
peinliche Erinnerung fein, da ein Vergleich des damals Ge- 
Jagten mit dem heutigen Tun die innere Unwahrhaftigkeit 
der politiſchen Abenteurer naturen Litauens charak- 
teriſiert. In der erwähnten Broſchüre beſchreibt Navakas u. d. die 
Kämpfe um den Ort gohanniſchkeli: die litauiſchen Frei- 
ſchärler, erzählt er, ſetzten ſich, als ſie von den Volfchewiken aus dem 
Ort hinausgedrängt wurden, ſofort mit den deutſchen Truppen in Ver⸗ 
bindung, die unter Major Hüniken die roten Angreifer warfen. 
„Daraus ergibt ſich“, heißt es in dem Bericht, „daß wir ohne die 
deutſche Hilfe auf keinen Fall hätten Widerſtand 
leiſten können. Es war für die Litauer, ſchreibt Navakas weiter, 
eine Beruhigung, daß Major Hüniken mit feinen Leuten bei ihnen 
blieb, die Anweſenheit der Deutſchen war für ſie die Garantie, daß 
die Bolſchewiken nicht mehr angreifen würden. Die Litauer fandten 
den Deutschen folgendes Dankesfchreiben für ihre Hilfe: „Im 
Namen des Kreis komitees in Johanniſchkeli, ge⸗ 
wählt von allen Vertretern des Kreiſes ohne Unterfchied des Standes, 
danke ich den deutſchen Truppen für die Befreiung 
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des Landes von der Sklaverei der Boljbewiken 
und gratuliere den deutſchen Cruppen, daß ſie in o 
ſchwerer Seit den litouiſchen Nachbarn zu Hilfe 
gekommen find und die demokratifche Ordnung im Land unter- 
ſtützen. Darum glaube ich auch, daß Sie dem litauiſchen Voll auch in 
Zukunft die Hilfe nicht verſagen werden.“ Weiter werden die deut— 
ſchen Crupppen in dem Schreiben um weiteren Beiſtand bei der Heilung 
der von den Bolſchewiken dem Lande geſchlagenen Wunden gebeten. 
Unterzeichnet iſt das Schreiben vom Präſidenten der Erſten Abgeord— 
netenverſammlung, Vizepräfidenten des Kreiskommitees von Johannifch- 
1 Jonas Navakas, dem derzeitigen Gouverneur des Memel— 
cebietes. 
Litauiſierung der Vor- und Junamen. 

Am J. Dezember veröffentlichte das „Amtsblatt des Memel— 
gebietes“ eine noch von dem inzwiſchen abgetretenen Neisgus unter- 
zeichnete Verordnung über die Litauifierung der Bor- und 
Sunamen der Bewohner des Memelgebietes. Man hat die Ver— 
ordnung noch von dem ohnehin unmöglich gewordenen Neisgys und 
ſeinen Negierungskomplizen Jonußaitis und Swillus unterzeichnen 
laſſen, um den „neuen Mann“, Bruvelaitis, gleichſam mit „reiner 
Weſte“ antreten und ihn als den unſchuldigen Jungen erſcheinen zu 
laſſen, der das Unglück hat, den Miſt ſeines Vorgängers mit auf ſeine 
jtarken Schultern nehmen zu müſſen. Die Verordnung beſagt: In 
Urkunden und amtlichen Schriftſtücken ſind die Vor- und Zunamen 
von Perſonen in der amtlichen litauiſchen Schreibweiſe 
niederzuſchreiben. In den Urkunden ſind daneben die Vor- und 
Sunamen in Klammern Jo hinzuzufügen, wie ſie in den alten amtlichen 
Urkunden geſchrieben ſind (alfo deutſch). Die Vor- und Sunahmen 
litauiſchen Urjprungs müſſen ohne Verletzung der Grundſätze der 
litauiſchen Sprache in litauiſcher Schreibweiſe geſchrieben werden und 
zwar jo, wie fie in der litauiſchen Sprache ausgeſprochen und nach der 
Phonetik der litauiſchen Sprache geſchrieben werden. Die Vor- und 
Sunamen nichtlitauiſchen Urſprungs werden in nichtlitauiſcher 
Schreibweiſe ohne Anderung des Namens, jedoch unter An- 
hängung der litauiſchen Endung geſchrieben. Name und 
Endung werden durch einen Apoſtroph getrennt. Iſt der Vorname 
einer Perſon nicht litauiſchen Urſprungs und gibt es in der litauiſchen 
Sprache für ihn einen ihm entſprechenden Vornamen, jo iſt dieſer 
niederzuſchreiben (3. B. Wilhelm-Vilius; Fritz-Sricas). Jetzt ſollen alfo 
auch noch die deutſchen Namen im Memelgebiete verschwinden, damit 
die Bewohner auch ganz beſtimmt „echte Litauer“ werden. Wenn dann 
die Namen alle abgeändert ſein werden, werden die Litauer feſtſtellen, 
daß es im Memelland überhaupt keinen Deutſchen mehr gibt. Denn 
nach der Auffaſſung, die in litauiſchen Kreisen vertreten wird, iſt einer, 
der keinen deutſchen Namen hat, auch kein Deutſcher. Eine einfache 
Methode — wenn die Objekte, auf die ſie angewandt wird, nicht eben 
Menſchen wären, deren Volkstum ſich nicht mit ein wenig Tinte ab- 


ändern läßt. 
Litauiſcher Mordverſuch in Memel. 

Über ein Schulbeifpiel litauiſcher Verdrehungskunſt berichtete die 
„Preußiſche Zeitung“ am 8. Dezember folgendes: 

Vor kurzem fand ein Termin vordem Memeler Schöffen⸗ 
gericht ſtatt, der ſich mit politiſchen Vorgängen beſchäftigte, die bis 
in den Februar 1932 zurückreichen. Am 7. Sebruar 1932 nämlich hatte 
der Vorſitzende der Landwirtſchaftspartei des Memelgebiets, Conrad, 
eine Verſammlung feiner Partei nach Deutſch-Crottingen, Kreis Memel, 
einberufen. Den litauiſchen Behörden ſchien dieſe Gelegenheit ſehr günſtig 
zu ſein, die Bevölkerung durch ihre Parteigänger aufzuhetzen, einen 
Cumult zu inſzenieren und in dem Wirrwarr die 
Führer der Berſammlung, wenn möglich, durch 
Meuchelmord zu befeitigen. Su diefem Zwecke wurde, wie 
die Unterſuchungen einwandfrei ergeben haben, den litauiſchen 
Sifſenbahnbeamten, den Hefängnisbeamten in Bajoh⸗ 
ren uſw. der Befehl erteilt, mit geladenen Nevolvern und mit Seld- 
ſteinen, Eiſenſtücken und faulen Eiern zu dieſer Verſammlung zu er- 
ſcheinen. Dieſelbe Aufforderung erging an die großlitauiſch eingeſtellten 
Beſitzer der Umgebung des Verſammlungsorts. Der Leiter des 
lütauiſchen Suchthauſes in Bajohren, Ackſtenis, er- 
teilte ſeinen Beamten Anweiſungen zu dem Überfall 
und versprach ihnen im Falle des Gelingens eine 
hohe Belohnung. So hatte man etwa 100 litauiſche Perſonen 
zuſammengetrommelt, die zum größten Teil aus Großlitauen ſtammten. 
Außerdem ſtanden auf Veranlaſſung des Kriegs- 
kommandanten Liormonas auf dem Kaſernenhof in 
Memel 40 litauiſche Soldaten zur Verfügung, die 
ſcharfe Munition und Handgranatenerhaltenhatten, 
um nötigenfalls in die Vorgänge bei der Versammlung einzugreifen. Als 
der Redner die Verſammlung eröffnete, erhob ſich ein wüſtes Geſchrei. 
Man verlangte, daß litauiſch geſprochen werden ſollte. Litauiſch ſprechende 
memelländiſche Landwirte verjuchten, die Schreier zu beruhigen. Deren 
Gebrüll wurde jedoch immer wilder und lauter. Auch den Aufforde- 
rungen der anweſenden Polizeibeamten kamen ſie nicht nach, ſondern 
fingen an, mit faulen Eiern zu werfen. 

Da riß den Memelländern die Geduld, und mit dem Rufe: „Memel- 
länder heranl“ ſtürzten ſich etwa ſieben memelländiſche Landwirte auf die 
wildgewordene Horde und haben unter Zuhilfenahme von Spazierſtöcken, 
Sardinenjtangen, Stühlen und ſonſtigen beweglichen Gegenſtänden die 
100kdpfige Bande in wenigen Minuten in die Flucht 
geſchlagen. Don draußen Jette daraufhin ein Hagel von Seldſteinen 


PEP 


gegen das Verſammlungslokal ein, wobei Türen und Fenſter zertrümmert 
wurden. Acht ſcharfe Revolverſchüſſe, die dem Führer 
der Landwrtſchaftspartei, Conrad, und dem Land- 
tagsabgeordneten Bertuleit galten, verfehlten glück- 
licherweiſe ihr Siel. Die verprügelten Litauer liefen zu der naheliegenden 
Bahnſtation ans Telefon, um von Memel Hilfe zu holen. Die 40 Soldaten 
fuhren, nachdem der führende Offizier eine Ansprache gehalten und die 
ihm unterſtellten Soldaten zur Tapferkeit und zur Pflichterfüllung fürs 
Vaterland ermahnt hatte, tatſächlich mit einem Laſtauto ab, erhielten 
aber unterwegs die Nachricht, daß die Verſammlung bereits geſchloſſen 
ſei. Dieſer hinterliſtige Überfall erregte bereits damals größtes Aufſehen. 

Als die memelländiſche Polizei einſchritt, und ein 
Verfahren gegen die Haupträdels führer einleitete, 
haben die litauiſchen Behörden dieſe nach Sroß-— 
litauen verſetzt. Crotzdem ließ das Direktorium Schreiber dieſe 
Angelegenheit nicht ruhen und hat gegen 37 Übeltäter Anklage 
wegen Landfriedensbruch, Mordverſuch, Haus- 
friedensbruch uſw. erhoben. Litauiſcherſeits wurde dieſer 
Prozeß, in dem man fürchtete, blamiert und bloßgeſtellt zu werden, Jo 
lange als möglich verſchleppt. Erſt nach zwei Jahren und 
acht Monaten, als das ungeſetzliche litauiſche Direktorium Reisgus 
ans Nuder gekommen war, das feinen Einfluß auf die Justiz des Memel- 
gebiets rückſichtslos geltend machen kounte, wurde ein Termin angeſetzt. 
Der Vertreter der Angeklagten leitete ein neues Verſchlep⸗ 
pungsmanöper ein, indem er den einen Schöffen, eine ehrenwerte 
und angeſehene Perſönlichkeit, als befangen ablehnte. Seinem Antrag 
wurde entsprochen und die Verhandlung auf den Dezember vertagt mit 
dem Bemerken, daß dann die Of fentlichkeit „wegen Ge- 
fäbrdung der Staatsſicherheit“ ausgeſchloſſen werden 
würde. Man kann ſich ja denken, was aus dieſem Prozeß ſchließlich 
herauskommen wird. Die litauiſche Preſſe hat am Cage nach dieſem 
Termin die Stirn gehabt, zu behaupten, daß die litauiſche Bevölkerung 
durch die Verſammlung der Deutſchen in ihrem patriotiſchen Gefühl 
beleidigt und aufgereizt worden wäre, und daß man die memelländiſchen 
Landwirte zur Nechenſchaft ziehen müßtel 


Made in Germany. 


Litauiſcherſeits iſt man bei der Beſchaffung von Indujtrieerzeug- 
niſſen beſtrebt, die deutſchen Firmen aus zuſchalten. Das 
Jollte auch bei der Beſchaffung von Einrihtungsgegenjtän- 
den für die automatiſche Telephonie geſchehen. Der 
litauiſche Poftdirektor Auguſtuolis hatte ſich J. St. mit einem 
ganzen Stab von Poſtbeamten nach England begeben, um dort die 
automatiſche Celephonie zu ſtudieren und die Apparate zu beſtellen. 
Als dieſe ſchließlich in Memel ankamen, war man nicht wenig er- 
ſtaunt, als man auf alle dieſen Apparaten den Firmenaufdruck 
Siemens & Halske, Berlin, las. Das Mißgeſchick iſt um fo 
größer, als nun eine ganze Menge weiterer Einrichtungsgegenſtände 
für die automatiſche Celephonie von derſelben Firma genommen werden 
milfen, damit fie zuſammenpaſſen. Litauiſche Poſtbeamte haben feſt— 
geſtellt, daß Litauen all dieſe Apparate bei einem 
direkten Bezug von der deutſchen Sirma um einige 
Millionen hätte billiger haben können. Ahnlich iſt es 
der litauiſchen Poſtbehörde auch bei der Beſchaffung von Jfolier- 
puppen für die Telegraphenſtangen ergangen, die auch aus England 
bezogen wurden, aber den Aufdruck „Made in Germany“ — her— 


geſtellt in Deutſchland — trugen. 
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In Bielitz fanden am 9. Dezember Kommunalwahlen ſtatt. Dieje 
Wahlen a 8 mehrfacher Hinſicht intereſſant. Sunächſt deshalb. 
weil dieſe Stadt im ehemaligen öſterreichiſchen Schleſien die einzige 
Stadt des polnifchen Staates ift, in der das deutſche Bolks- 
element noch heute ſtärker als das polniſche iſt. Und 
ferner deshalb, weil hier die Gegenfäte der verſchledenen 
deutſchen Parteien in einem offenen, Wahlkampf ausgetragen 
wurden. Allgemein, auch von polniſcher Seite, wird die Anſicht ver⸗ 
treten, daß die Vielitzer Wahlen eine größere als bloß lokale Be- 
deutung beſitzen. Insgeſamt waren 11 Kandidatenliſten auf- 
geſtellt worden. Den Polen war es gelungen, unter dem Namen 
„Polniſcher Wirtſchaftsblock“ eine Cinheitsliſte zuſtande⸗ 
zubringen, obwohl auch in ihrem Lager Icharfe parteipolitiſche Gegen- 
fäte beſtehen. Nur die polnischen Sozialdemokraten machten 
bei diefer Einheitsliſte nicht mit. Sie bildeten mit den deutſchen 
Sozialdemokraten eine gemeinſame Lifte. Die Deutſchen waren 
mit drei Liſten vertreten, und zwar: Jungdeutſche 
Partei, Deutſche Partei und Peutſche Chriſtliche 
Ständeliſte (chriſtlich-ſozial). Trotz wochenlanger Bemühungen 
war eine Einigung unter den Bielitzer Deutſchen, die zweifellos Ju 
einem beſſeren Wahlergebnis geführt hätte, nicht zu erzielen. Die 
beiden anderen Eruppen glaubten, der Jungdeutſchen Partei den Süh⸗ 
rungsanſpruch nicht zuerkennen zu dürfen. Das Wahlergebnis hat frei⸗ 
lich gezeigt, daß die Jungdeutſchen durchaus berechtigt find, die Führung 
des Deutſchtums in Bielitz für ſich zu verlangen. Immerhin war es 
doch noch gelungen, zwiſchen den drei deutſchen Parteien eine Liſten⸗ 
verbindung juſtandezubringen, Jo daß wenigſtens keine 
Neſtſtimmen verloren gingen. Am ſchlimmſten iſt die Ser- 
fplitterung im jüdiſchen Lager geweſen. Die Juden zogen 
mit fünf verſchiedenen Liſten ins Feld: Neviſioniſten, Handwerker, 
Demokraten, Negierungstreue und Sioniſten. Als 11. Gruppe kam 
schließlich noch eine „Liſte des privaten Beamtenftandes‘, 
eine reine Berufsgruppenliſte, hinzu, die auf deutfche ebenſo wie auf 
polniſche und jüdiſche Stimmen fpekulierte. Das Ergebnis ift folgendes: 
Bei einer Wahlbeteiligung von 86 v. H. erhielten: 


Polniſcher Wirtfchaftsblork . . 1834 Stimmen 13 Mandate. 
Liſte des privaten Beamtenſtandes 9 5 u 5 
Deutſche Chriſtl. Ständeliſte . 80 5 3 „ 
Sozialdemokraten 1512 „ 3 „ 
Deutſche Partei . 7217 8 3 „ 
Jungdeutſche Partei . 2584 8 7 „ 
Jüdiſche Neyiſioniſten 5 307 5 1 „ 
Jüdiſche Handwerker . 333 55 2 ” 
Union demokratiſcher Juden. 330 10 1 „ 
Regierungstreue Juden. 5 8 15 1 5 
Sioniſten 5 8 1302 5 3 „ 


Die Polen haben alfo bei 4854 Stimmen 15 Mandate erhalten. 


Die drei deutſchen Parteien haben bei 4781 Stimmen gleichfalls 
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ahlen in Bielitz. 


13 Mandate gewonnen. Außerdem jind auf der deutſch— 
polniſchen Liſte der Sozialdemokraten noch drei 
Deutſche in den Bielitzer Stadtrat gekommen. Die 
weitaus ftärkjte Gruppe der Deutſchen iſt die Jungdeutſche Partei. 
Die „bürgerliche“ Liſte der Deutſchen Partei muß fich mit der knappen 
Hälfte der Zahl der jungdeutfchen Stimmen begnügen. An letzter Stelle 
Steht die chriftlich-Jogiale Gruppe, die etwa der Pant-Linie folgt. Die 
„übernationale“ Beamtenliſte hat völlig verſagt. Und unter den Juden 
ragen die Sioniſten bei weitem hervor. 

Die letzten Bielitzer Hemeindewahlen fanden 
1929 jtatt. Damals hatten die drei deutschen Parteien insgeſamt 
4458 Stimmen aufzuweiſen, alſo über 300 weniger als bei den ſetzigen 
Wahlen. Davon entfielen damals auf die Jungdeutſche Partei 
1150 Stimmen (jetzt 2584). Während ſich die Gejamtjtärke der deutſchen 
Parteien in Bielitz von 1928 bis heute nicht weſentlich verändert hat, 
find bei den anderen Parteien ganz erhebliche Verſchiebungen vor ſich 
gegangen. Die national gemiſchten Sozialdemokraten, die 
heute bei 1512 Stimmen 4 Mandate haben, hatten damals 3407 Stimmen 
und Jo Mandate (darunter 7 Deutſche). Die Polen hatten damals 
1925 Stimmen und 6 Mandate (heute 4834 und 13). Die Juden 
hatten damals nur eine einzige Liſte aufgeſtellt, für die ſie 2100 Stimmen 
(letzt zuſammen 2648 Stimmen) erhielten. Rechnet man die deutſchen 
Sozialdemokraten den deutſchen Parteien hinzu, jo wurden 1929 in das 
Bielitzer Stadtparlament insgeſamt 18, jetzt nur noch 16 Deutſche 
gewählt. 

Die zahlenmäßigen Sieger ſind bei den Wahlen vom 9. Dezember 
alſo die Polen. Die Hauptverluſte haben die Sozialdemokraten zu 
tragen, die etwa 1000 Stimmen 3. C. an die Polen, 3. T. an die 
deutſchen Parteien (vor allem wohl an die Jungdeutſchen) abgeben 
mußten. Auch die Juden haben wohl einen größeren Ceil ihrer früheren 
Wahlerſchaft an den Polniſchen Wirtſchaftsblock verloren; dafür haben 
fie einen geringen Zuzug aus den Kreiſen der ehemaligen deutſchen 
oder ſozialdemokratiſchen Wähler erhalten. Für die Deutſchen wäre das 
Ergebnis ſicherlich günstiger geweſen, wenn ſie geſchloſſen aufgetreten 
wären und wenn ſie im Wahlkampf über ähnliche materielle und 
moraliſche Druckmittel verfügt hätten, wie ſie den Polen zur Verfügung 
ſtanden. Der Polniſche Wirtſchaftsblock hates — allem 
nationalen Eifer zum Trotz — nicht verſchmäht, mit Pla- 
baten und Aufrufen in deutſcher Sprache für leine 
Liſte zu werben. Die Catſache, daß der kommiſſariſche Bürger— 
meiſter don Bielitz, Dr. Przubyla, zugleich auch der Spitzen- 
kandidat der polniſchen Liſte war, ficherte dem polniſchen Block in 
propagandiſtiſcher Hinſicht von vornherein ein ſicheres und weidlich aus- 
genutztes Übergewicht. Sum Beifpiel hat dieſer Dr. Prubula die 
offene Stimmabgabe verfügt. Der Wojewode Grazunfki hatte 
ibm das auf einen Proteſt der deutſchen Parteien hin zwar unter- 
ſogt. Am Wahlſonntag aber mußten auf Anordnung polnischer Amts- 
organe in einigen Wahllokalen trotzdem die Stimmen offen ab— 
gegeben werden. 


Wieder ein franzöſiſcher Finanzſkandal in Polen. 


Die Parifer Preffe ift darüber erboft, daß gerade jetzt, wo die fran 
zöſiſche Oftpaktnote in Warſchau vorliegt und es darauf ankommt, eine 
möglichſt reine Atmosphäre zwiſchen Frankreich und Polen zu Ihbaffen, 
in Warſchau ein neuer Skandal ausbricht, in deſſen Mittelpun l 
ebenſo wie im Falle Surardow, das franzöſiſche Kapital ſteht. un 
handelt es ſich um die Warſchauer Elektrizitätswerke, die 
ſich in franzöfiſchen Händen befinden. Die franzöſiſche „So mp N55 N 0 
d' Slectricité de Varſovie“ iſt die Boſitzerin dieſer = e. 
Hinter ihr ſteht die große franzöſiſche Elektrogruppe Bousquet - 11 
Einfluß auf das amtliche Frankreich auch in Polen zu iD 
Malen ſehr deutlich zum Ausdruck gekommen ift. Die Sefelihaf 105 
eine 35jäbrige Konzeſſion für Bau und Betrie 15 
Warſchauer Kraftwerkes, die vom 11. Januar 1%2 nam 
und am Jo. Januar 1937 ablaufen wird. Die Geſellſchaft iſt ein 1171 8 
klalfiges Berdienſtunternehmen und hat in den letzten 
Jahren der furchtbaren Wirtſchaftskriſe und der großen De 
Polens Dividenden von 15—20 Prozent verteilt. 11. 
iſt kein Wunder, wenn ſie dieſes Geſchäft feſthalten will und unter zahl- 
reichen Vorwänden ſeit Jahr und Tag lebhaft nach einer Ber lä 1 ge- 
rung ihres Konzelfions vertrages um eine Aa 
Jahren verlangt. Die Stadt Warſchau ift hieran in keiner a 
intereſſiert, im Gegenteil: ihr hat nach Ablauf des Vertrages, alſo nach 
wenig mehr als zwei Jahren, das ganze inbeſtierte Betriebspermögen 
der Geſellſchaft ohne jede Entjchädigung zuzufallen. Solche 1 üblich 
find zwar im allgemeinen in zioiliſierten europäiſchen Staaten wenig U 1 „ 
pflegen aber mit Orient- und Südamerikaſtaaten auch heute noch 112 
geſchloſſen zu werden. Regelmäßig pflegt auch dort die Ronellionsgefe I- 
ſchaft, wenn der Ablauftermin ihres Vertrages herannaht, deilen 118 
längerung zu fordern, der je nach dem politiſchen Einfluß ihres Heimat- 
ſtaates ſtattgegeben wird oder nicht. N 

Die offizife „Hazeta Polfka* hat ſich erit por menigen 
Monaten jehr deutlich zu diefer Sache geäußert und keinen Sweifel daran 
gelaſſen, daß Polen den Warschauer Elektrovertrag nicht zu e 
und auch keine Zuzahlungen zu machen, ſondern das re e 
einfach vertragsgemäß ohne jede weitere Zahlung zu übernehmen gedenkt. 


Die Stadt Warſchau liegt mit der franzöſiſchen 
Geſellſchaftſſeit Jahren ineinem erbitterten Streit 
um die Strompreis berechnung: die Stadt hält die Strom- 
preiſe der Geſellſchaft für viel zu hoch; die Geſellſchaft aber bezeichnet Jie 
als „gerade ausreichend“, um ihre Rentabilität zu ſichern. Das fran 
zöſiſche Außenminiſterium hat ſich mehrfach nachdrücklich 
für die Geſellſchaft verwandt. Es drückte auf den früheren Außenminister 
Saleſki und dieſer drückte wieder auf die Warschauer Stadtverwaltung, 
bis ſie ſich vor nun fünf Jahren damit einverſtanden erklärte, daß der 
Strompreisſtreit dem Schiedsspruch des holländiſchen Nechtsſachverſtändi— 
gen Affer unterbreitet würde. Aſſer „prüfte die Akten“ und fällte 
einen Spruch, der im weſentlichen den Standpunkt der Geſellſchaft ein- 
nahm. Die Geſellſchaft erkannte den Spruch mit Freuden an, die Stadt 
Warſchau aber nicht, und der Streit ging fort bis auf den heutigen Tag. 

Die vor einigen Monaten eingeſetzte neue kommifjarifche 
Warſchauer Stadtverwaltung unter Starzunfki aber 
iſt auf dem Poſten. Nachdem die Bemühungen Starzunſkis, eine fried⸗ 
liche Einigung mit der Geſellſchaft zu erzielen, fehlgeſchlagen waren, ging 
er zum Angriff über. Er hat namens der Stadt Warſchau 
beim Warſchauer Handelsgericht gegen die Seſell⸗ 
ſchaft auf Annullierungihres Konfeſſionsvertrages 
und Überſchreibung ihres geſamten Bejites in das 
Eigentum der Landeshauptſtadt geklagt. Die Stadt 
verlangt für ſofort, daß zur Sicherſtellung ihrer Anfprüche das Vermögen 
der Geſellſchaft vorläufig unter gerichtliche Swangsverwaltung geſtellt 
werde. Die Stadt behauptet, die Geſellſchaft habe ihre Bilanzen 
gefälſcht und dem feinerzeitigen holländiſchen Schiedsrichter fal ſich e 
Siffern unterbreitet, fie laſſe die Stromzähler in den Fabriken 
ſuſtematiſch vor den Transformatoren anbringen, die eine Beſchleunigung 
des Sählerzeigers über den Einfluß des ordentlichen Stromverbrauchs 
hinaus bewirken u. a. m. Selbſtverſtändlich hat diefes Vorgehen der 
Stadt die Warſchauer Kreiſe, die das framzöſiſche Kapital in Polen 
repräsentieren und protegieren, in die hellſte Aufregung verſetzt. Es 
heißt, daß der franzöſiſche Botſchafter bei der polniſchen Regierung 
zugunſten der Geſellſchaft intervenieren wird. 
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Das Danziger Hafenabkommen verlängert. 


Am 4. Dezember wurde ein Protokoll unterzeichnet, durch welches 
das Danzig⸗polniſche Hafen abkommen vom 5. Auguſt / 
18. September 1933 bis zum 30. September 1935 verlängert wurde. 
Sugleich kamen Danzig und Polen überein, die für die Zeit vom 
1. Oktober 1933 bis zum 30. September 1934 vereinbarten Grundlagen 
der Ausnutzung des Danziger Hafens auch für das laufende Jahr, vom 
1, NR ILS ie D οννje f t d viſubentaren.“ nitut 

hat der „vertragslofe Zuftand“ in der Hafenfrage, der ſeit Anfang 
Oktober d. J. beſtanden hat, aufgehört. Die Danziger Regierung hatte 
die Verhandlungen über die Verlängerung des Hafenabkommens zu= 
nächft etwas hinausgeſchoben, um ſich erſt auf Grund der etwa Mitte 
Oktober vorliegenden Umſchlagszahlen ein abſchließendes Urteil über 
die Auswirkungen des Abkommens auf den Danziger Hafen im erſten 
Vertragsjahr bilden zu können. Trotz mancher Unzuträglichkeiten, die 
danzigerſeits hinsichtlich der Funktion des Abkommens feſtgeſtellt wer⸗ 
den mußten, hat man ſich zu deſſen Verlängerung entjchloffen. Men- 
genmäßig iſt eine Steigerung des Umſchlages im 
Danziger Hafen in der Seit vom 1. Oktober 1933 
bis 30. November 1934 gegenüber dem Vorjahr um 
etwa 13 Mill. Tonnen feſtzuſtellen. Dieſe Umfchlags- 
ſteigerung in Danzig iſt jedoch keineswegs auf Koften des Güter- 
umſchlages in Gdingen erfolgt, fondern auf die verhältnismäßig günſtige 
Konjunktur zurückzuführen. Erhebliche Sorgen bereitet 
der Danziger Negierung die Catſache, daß der 
mengenmäßigen Zunahme des Umſchlages deſſen 
wertmäßige Entwicklung in keiner Weiſe ent- 
Spricht. Eine Steigerung des Umjchlages iſt nämlich in Danzig gerade 
bei den geringwertigen Maſſengütern feſtzuſtellen, alſo bei den Gütern, 
die dem Danziger Handel nur eine geringe oder überhaupt keine Ver— 


dienſtmöglichkeit laſſen. Dagegen Sind die hochwertigen 
Hüter, an denen der Danziger Kaufmann befonders 
intereſſlert iſt, mehr und mehr nach Gdingen ab- 
gewandert. In dieſer Hinſicht wird das Hafenabkommen gelegent- 
lich auf Grund der gemachten Erfahrungen gewiſſe Anderungen erfahren 
müflen. S. B. iſt der Zuckerumſchlag bisher nicht in das Hafen- 
nomen dargenpmmen wörben.“ Vic Jorge wave", u” Vuupig in 
den erſten neun Monaten d. S. nur noch 1093 Tonnen, Gdingen da- 
gegen 14 900 Tonnen Güter umgeſchlagen hat. 

Die Erneuerung des Hafenabkommens beweiſt erneut den unver- 
änderten Willen Danzigs zur wirtſchaftlichen Zufammerfurbeit mit 
Polen — allen Alarmmeldungen und Verdächtigungen zum Crotz, die 
in Verbindung mit dem Rücktritt Nauſchnings vor allem in der polni- 
ſchen Oppoſitionspreſſe auftauchten. Haß der Danziger Senat unter 
Arthur Greifer auch in der Frage des Abkommens über die Rechte 
der Polen in Danzig zu ſeinem Wort ſteht, wird durch die Tatfarhe 
bewieſen, daß eben jetzt erſt eine neue polniſche Schule in 
einem Dorfe des Steiltaates vom Senat genehmigt worden iſt. Gerade 
auf dem Gebiete des Schulweſens glaubte die polniſche Preſſe der 
Danziger NSDAP. eine Sabotage der getroffenen Vereinbarungen 
vorwerfen zu können. Nüchtern denkende Leute in Polen dürfen durch 
die obige Mitteilung eines beſſeren belehrt worden ſein. Den Leuten 
aber, die nicht mit den gegebenen Verhältniſſen, alſo mit dem deutfchen 
Charakter der Freien Stadt Danzig, rechnen, fondern grundſätzlich 
Forderungen aufftellen, von denen ſie ſelber willen, daß ſie unerfüllbar 
ſind, da ſie der Danziger Regierung eine Polonifierung ihres Staats- 
weſens zumuten, wird man es nie recht machen können, und es wird ſich 
in Danzig auch nie jemand finden, der die Abſicht hat, es dieſen un— 
vernünftigen Leuten recht zu machen. 


Die polniſche Eiſenbahnverwaltung in Danzig. 


Polen hat es für richtig gehalten, feine Zufammenarbeit mit Danzig 
auf eine ſehr harte und dabei höchſt überflüffige Probe zu ſtellen. Von 
der polniſchen Staatsbahndirektion in Danzig 
wurden Kürzlich 170 Arbeiter und Handwerker 
entlaffen. önsgeſamt ſollen zoo Mann auf die Straße geworfen 
werden. Es handelt ſich faſt ausſchließlich um Deutſche. Unter den 
Entlaffenen befinden ſich nur fünf Polen, denen jedoch die Wiederein- 
ſtellung verſprochen wurde, wenn fie dem Moczunſki-Verbande beitreten. 
Für die Hinausgeworfenen, die faft durchweg Familienväter mit mehreren 
Kindern ſind, find 3. T. bereits andere Leute, natürlich Polen, eingeſtellt 
worden. Nach welchen Geſichtspunkten dieſe Entlaſſungen vorgenommen 
werden, geht 3. B. aus folgendem Fall hervor. Einer der Bahnarbeiter 
hatte aus Anlaß des Wahlſieges vom 18. November die Haken 
kreuzfahne ſan einem Senjter ſeiner Wohnung angebracht. Daraufhin 
kam ein Pole vom Eiſenbahnbauamt zu ihm, forderte ihn auf, die Fahne, 
durch die er, der Pole, ſich provoziert (Y fühle, zu entfernen, und drohte 
ihm an, „die Angelegenkeit weiterzumelden“. Kurz darauf wurde der 
deutſche Arbeiter entlaſſen. In anderen Fällen iſt die Weigerung der 
Arbeiter, ihre Kinder zur polniſchen Schule anzumelden, der Ent- 
laſſungsgrund. Die Eiſenbahnarbeiter und Handwerker werden von 
den Agenten der polniſchen Verufsorganiſation, des Moczunſki-Ver⸗ 
bandes, überwacht, welche Zeitungen ſie leſen, welche Verſammlungen ſie 
beſuchen ufw. Sie werden von ihren ſauberen polniſchen „Kollegen“ auf 
Schritt und Tritt beſpitzelt, und wenn ſie ſich dieſen Leuten irgendwie 
verdächtig gemacht haben, etwa indem ſie den „Danziger Vorpoſten“ 
leſen, werden fie bei ihrer Dienſtſtelle denunziert. Ebenſo ſind alle die 
Arbeiter, die ſich ſeinerzeit an der Spendenſammlung für die Hochwaſſer⸗ 
geſchädigten in Polen nicht beteiligt hatten, in eine ſchwarze Liſte ein⸗ 
getragen worden. Bei nächſter Gelegenheit fliegen ſie dann auf die 
Straße — wegen „Perſonalverminderung“, wegen „Arbeitsmangels“ oder 
auch wegen „Dienſtunfähigkeit“. Oder fie werden eines Tages zum 
polniſchen Bahnarzt beordert, von dieſem „unterſucht“ und als „invalide“ 
und „dienſtuntauglich“ entlaſſen. Eine Seitlang erhalten fie dann aus 
der Arbeiterpenſionskaſſe eine kleine Rente, werden ſodann erneut zum 
Bahnarzt beſtellt, wieder „unterfucht“ und für „kerngeſund“ oder „nicht 
mehr invalide im Sinne des Geſetzes“ befunden, worauf man ihnen kurzer- 
hand die Rente entzieht, natürlich ohne fie wieder einzuſtellen. Dem 
Schickſal, auf die Straße geworfen zu werden, können fie nur dadurch 
entgehen, daß ſie ſich allen Wünſchen ihrer polniſchen Dienſtſtelle in 
nationaler Hinſicht fügen, d. h. wenn fie dem polnifchen Berufsverband 
beitreten und ſich durch eifrige Teilnahme an den polniſchen Veran- 
ftaltungen, durch den Gebrauch bzw. das Erlernen der polniſchen Sprache, 
durch Agitation gegen den Nationalſozialismus, durch den Bezug pol- 
niſcher Blätter und vor allem dadurch als „Polen“ ausmweifen, daß ſie 
ihre Kinder in die polniſche Schule ſchichen. Auf die Kinder der 
deutſchen Arbeiter kommt es den Polen ganz be⸗ 
ſonders an. Deshalb richtet ſich ihre Drangſalierung und ihr 
Betriebsterror beſonders gegen die kinderreichen 
Samilienväter, bei denen ſich die Poloniſierung auch „lohnt“. Es 
ift kein Zufall, daß ſich unter denen, die jetst entlaſſen worden find, eine 
auffällig große Sahl folcher deutſcher Arbeiter befindet, die ſechs, ſieben 
oder gar neun Kinder haben. 

Polniſcherſeits wird durch dieſe Maßnahme in gröblichſter 
Weiſe die Danzig⸗-polniſche Verſtändigungsaktion 


ſabotiert. Dieſer Rückfall in die Methoden der härteſten Rampfzeit 
iſt ganz gewiß nicht geeignet, moraliſche Eroberungen in Danzig zu 
machen. Die Eiſenbahnverwaltung erweiſt ſich von neuem, wie ſchon fo 
oft in den vergangenen Jahren, als eine önſtitution, gegen die von 
Danziger Seite in ganz entſchiedener Abwehr Front gemacht werden 
muß. Das terroriſtiſche Auftreten des Moczunſkiverbandes und das 
unfaire Vorgehen der polniſchen Siſenbahndirektion muß von der 
Danziger Bevölkerung als eine bewußte Provokation empfunden werden, 
die nicht ohne politiſche Folgen bleiben kann. „Der Danziger Vorpoſten“ 
nimmt zu dieſen Vorfällen u. a. wie folgt Stellung: 

Zu den wirtſchaftlichen Nechten, die Polen in 
Danzig zugeſtanden wurden, gehört auch die Verwaltung der 
vollfpurigen Eiſenbahn in Danzig. Daraus ergibt ſich, und es handelt 
ſich dabei um rieſige Summen, daß der Danziger Staatsſäckel 
einen ſchmerzhaften finanziellen Ver luſt erfährt, da er 
auf eine ſichere Einnahmequelle Verzicht zu leiſten hat. Dieſer materielle 
Punkt iſt aber nicht allein ausschlaggebend, vielmehr hat Danzig mit der 
Übertragung der Verwaltung ſeiner Eifenbahn an Polen ein Hoheit s- 
recht aufgeben müffen und Polen hat außerdem die Gelegenheit 
weiteſtgehend ausgenutzt, um Jahre hindurch bis auf den heutigen Cag 
die Verwaltung der polniſchen Staatsbahndirek- 
tion in Danzig als Organ der Polonifierung zu miß⸗ 
brauchen und ſich hier ein Nüchgrat des Polentums 
zu Schaffen, was durchaus nicht in der Abficht der 
Urheber dieſes Planes war, durch den Danzig ſeiner Eiſen— 
bahn beraubt wurde. 

Am 1. Dezember 1921 gingen die Eiſenbahnen auf Grund der Ent- 
ſcheidung des Hohen Kommiſſars teils in den Beſitz Polens, teils in den 
des Hafenausſchuſſes über. Die Verwaltung ſämtlicher Strecken wurde 
jedoch Polen übertragen. In einer Entſcheidung vom 5. September 1921 
erließ der Hohe Kommiſſar eine Reihe von Entſcheidungen, durch die er 
beftimmte Sicherungen für Danzig feſtzulegen glaubte, was 
aber — was die Folgezeit erwies — nur in ungenügendem Maße 
erreicht wurde. 5500 deutſche Eiſenbahner-Familien ſtanden damals 
vor der Entſcheidung, ob fie in Danzig unter diefen ſchwierigen Um- 
ſtänden bleiben ſollten oder ob ſie — was ihnen rechtmäßig zuſtand — 
in deutschen Dienſt übertreten ſollten. Die deutſchen Eiſenbahner aber 
hielten Danzig die Treue bis auf einige ganz wenige Ausnahmen, ob- 
gleich fie wußten, daß eine opfervolle, ungewiſſe Zukunft auf fie wartete. 

aum war die Verwaltung in polniſchen Beſitz ge- 
langt; letzte auch gleich die Arbeit im Sinne der 
Polonifierung ein; hartnäckig und rückſichtslos ging man dabei 
vor. Verträge und Bölkerbundsentſcheidungen wur⸗ 
den finnwidrig und einſeitig ausgelegt, regelmäßig 
inden Wintermonaten wurden deutſche Siſenbahner 
entlaſſen und nach anſteigendem Bedarf an ihrer 
Stelle polniſche dafür eingeſtellt. Die ſtändige Wieder⸗ 
holung dieſes Verfahrens mußte dazu führen, daß die Arbeiterſchaft 
ſchließlich in immer größerem Prozentſatz aus Polen beſtand und heute 
jaft gar keine Deutſchen mehr Beſchäftigung haben. b . 

Während es ih herausſtellte, daß der Vorrat an polniſchen Arbeits- 
kräften auf dem Danziger Arbeitsamt durch die Inanspruchnahme der 
Eiſenbahn ſich erschöpfte, blieben die Söhne der Danziger 
Siſenbahner, die durch die Entſcheidung des Völker- 
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bundkommiſſars ein Vorrecht auf Arbeit haben, un⸗ 
berückſichtigt, oder ſie wurden nach kurzfriſtiger Beſchäftigung 
ebenfalls entlaſſen. Abſolut unfair aber war die Tätigkeit des 
polniſchen Schulvereins. Das polniſche Gymnajium, das 
in den meiſten Fällen kein Schulgeld in Anspruch nimmt, kann nur 
existieren, weil die Bedienſteten der polniſchen Eijenbahndirektion ihre 
Kinder dort hinſchicken. Wie überhaupt das polniſche Vereins- 
wefen ſich nur deshalb Jo lebhaft entfalten konnte, weil ja bis zum 
vorigen Jahr der Sitz der polniſchen Staatsbahndirektion für ganz 
Pommerellen ſich in Danzig befand. Brutal kam die enge Verbin- 
dung zwiſchen Schulverein und Siſenbahndirektion 
im Jahre 1930 zum Durchbruch, als polniſche Eisenbahner bei Haus- 
beſuchen die deutſchen Beamten, Arbeiter und Handwerker unter nicht 
mißzuverſtehenden Drohungen anhielten, ihre Kinder für das neue Schul- 
jahr in polniſchen Schulen anzumelden. Ein Teil gab dem Druck nach. 
die anderen wurden gemaßregelt. Die Beamten deutſcher 
Nationalität wurden bei Beförderung und Beſetzung 
der Dienftpoften vom Jahre 1925 an gegenüber den 
neueingeftellten Polen als rechtlos behandelt. Als 
wichtiges Mittel der Ausfchaltung der deutſchen Beamten fpielte hierbei 
das Verlangen nach Kenntnis der polniſchen Sprache 
eine Nolle, trotzdem eine Entscheidung des Völkerbundes die Unrecht⸗ 
mäßigkeit dieſer polniſchen Forderung feſtſtellte. Die jungen polniſchen 
Anwärter wurden mit der Begründung einer beſonderen Befähigung 
vorzugsweiſe ernannt und befördert. Die Bedürfniſſe des Betriebes und 
die ſachliche Eignung waren nicht ausſchlaggebend, maßgebend war nur 
immer das Siel der Poloniſierung. 
Nachdem die Nachwuchsfrage alſo im polniſchen Sinne geklärt war, 
beſchränkte man ſich nicht nur auf Schikane und Benachteiligung der 
deutfchen Bediensteten, ſondern begann mit Entlaſſungen von Hilfs- 
beamten und Arbeitern ſowie der zwangsweiſen Surruheſetzung der 
Beamten. Tauſende Lohnbedienſtete find dieſer Härte 
einer grundloſen Entlaffung zum Opfer gefallen und 
Hunderte von Beamten gegen ihren Willen pen= 
fioniert worden. Die wichtigſten Abteilungen, die ursprünglich mit 
deutſchem Perfonal ausſchließlich bejetst waren, find heute in polniſchen 
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Händen. Die Beſoldung und Penſionsjahlungen, die 
ſich nach Recht und Billigkeit den Danziger Geſetzen amupaſſen haben, 
ind in Wirklichkeit nur zögernd und mit Cerminverzögerungen gelegent- 
lich angeglichen worden bzw. erfolgte eine Eingruppierung, die faſt für 
jede Gruppe gegenüber den Beamten und Angeſtellten des Staates eine 
Benachteiligung bedeuteten. Vor allem aber iſt die Penſionsregelung 
bei den nach der Übernahme durch Polen eingeſtellten Bedienſteten den 
Warſchauer Sätzen gemäß durchgeführt, Jo daß einzelne jüngere Pen- 
ſionäre heute 50 Gulden monatlich erhalten. 

Zuſammenfaſſend kann von den deutſchſtämmigen Beamten, Hand- 
werkern und Arbeitern im Dienſt der polniſchen Eiſenbahn gejagt werden, 
daß ihr Los bereits ſeit langem ſo hart iſt, daß es gar nicht mehr ver⸗ 
ſchlechtert werden kann. Die beſtändig ungerechte Be⸗ 
handlung trieb fie immer mehr in einen ſeeliſchen 
Druck hinein, der der Verzweiflung nahe kommt. An⸗ 
gesichts dieſer Maßnahmen mußte ſich eine Kataſtrophe früher oder 
ſpäter ereignen. Eine ſolche trat ein, nachdem im Januar 1931 ein 
entlaffener Eiſenbahnarbeiter, der allzu lange auf die Auszahlung des 
längſt fälligen Lohnes warten mußte, bei einer Vorſprache auf dem Eijen- 
bahnbauamt mit dem polniſchen Lohnabrechner in Streit geriet und dieſen 
in der Notwehr erſtach. So tief bedauerlich dieſer Vorfall war, Jo 
beleuchtete er doch ſchlaglichtartig die große Verzweiflungsſtimmung, in 
der ſich insbeſondere die entlaſſenen Eifenbahnarbeiter befinden. 

„ . . bald werden wir alle entlaſſen fein“, ſagt ein noch verbliebener 
Eifenbabner. Das kann nicht ruhig hingenommen werden. 
Das ſteht in kraſſem Widerſpruch zu den Verpflich- 
tungen, die Polen mit der übernahme der Ciſenbahn 
in Danzig einging. Es iſt milde ausgedrückt, wenn wir feſtſtellen, 
daß wir in dieſer Handlungsweiſe einen Vorſtoß gegen den Geiſt der 
Verſtändigung ſehen müſſen. Alan könnte annehmen, daß eine gewiſſe 
Gleichgültigkeit von Danziger Seite den polniſchen Rechtsbrüchen Vor- 
ſchub leiſtete. Es geht aber nicht an, daß nur immer von Polen ſeder 
geringſte Anlaß ausgenutzt wird, um Danzig anzuklagen und ihm Vor- 
würfe zu machen, während Danzig zu allem ſchweigt, was ihm wider 
Recht an Billigkeit mit einer unentſchuldbaren Nückſichtsloſigkeit an- 
getan wird. 


Oſtland⸗Woche. 


Ein franzöſiſch⸗ruſſiſches Abkommen. 


Swiſchen dem franzöliſchen. Außenminiſter Laval und dem ſowjet⸗ 
ruffifchen Bolkskommilfar Litwinow ift ein Vertrag geſchloſſen 
worden, durch den Nußland und Frankreich ſich verpflichten, keine 
Verhandlungen über zweijeitige Verträge zu füh⸗ 
ren, ohne ſich vorher miteinander in Verbindung 
zu ſetzen und zu beſprechen. Ju dem Abkommen schreibt Per- 
tinax im „Echo de Paris“: Es ſichere Frankreich vor einer Wi eder⸗ 
holung von Rapallo, während die ſowſetruſſiſche Regierung 
gegen das Niſiko einer unmittelbaren deutſch-franzöſiſchen Verſtändigung 
geſchützt ſei. Sollte der Oſtpakt nicht zum Abſchluß, ger 
langen, ſo würden Frankreich und Somjetrußlan 
ihre Zufammenarbeiteingebendfeftlegen. 


Kohlenfrieden zwiſchen England und Polen. 


England und Polen haben Frieden miteinander geſchloſſen. Der 
Kohlenkrieg iſt beendet. In London wurde ein Memorandum 
von den Delegierten der engliſchen und der polniſchen Kohleninduſtrie 
unterzeichnet, welches die Beſtimmungen eines Abkommens enthält, das 
die Delegierten der Kohleninduſtrie ihren beiden Ländern zur Annahme 
empfehlen werden. Ganz perfekt ijt der Frieden alfo noch nicht. a 
an feinem endgültigen Abſchluß iſt nicht mehr zu zweifeln. Beide Teile 
find durch den jahrelangen erbitterten Konkurrenzkampf mürbe ge⸗ 
worden. Das Abkommen ſoll zunäcft für die Dauer von dre 
Jahren gelten. Die Einzelheiten find noch nicht bekannt. Sie ſollen 
erſt nach der Ratifikation des Abkommens veröffentlicht werden. Je⸗ 
doch iſt ſchon jo viel bekannt, daß — abgeſehen von einigen Märkten, 
die traditionell zum polniſthen Abfatzgebiet gehören und an denen Eng- 
land nicht intereſſiert if, — der polnifche Kohlenexport 
auf einen beſtimmten Vomhundertſatz des ‚ongli- 
[hen Exportes beſchränkt werden Joll. Der „Daily Cele- 
graph“ wußte zu melden, daß Jich das engliſch-polniſche Verhältnis im 
Rahmen von 80:20 bis 85:15 halten werde. Dieſes Verhältnis gelte 
für die polniſchen Kohlenexporte, die auf dem Seewege nach Skan- 
dinavien, den Mittelmeerhäfen und nach Irland gehen. Ob auch die 
polniſche Kohlenausfuhr auf dem Landwege in dem Memorandum 
berückfichtigt worden ift, ift nicht bekannt. Wenn das nicht der Fall 
wäre, würde Polen J. B. in feinem Export nach den Mittelmeerländern 
u. U. einige, das Abkommen umgehende Chancen, haben. Als zweiter 
wichtiger Punkt des Abkommens wird die gemeinſame Selt- 
ſetzung der Exportpreife für Kohle genannt. Die engliſche 
Preſſe iſt allgemein vom Suſtandekommen des Kohlenfriedens be⸗ 
friedigt. Man hat in England den ſchwierigen und opfervollen Kohlen- 
krieg mit Polen nicht nur als eine wirtfchaftliche Belaſtung, ſondern 
auch als eine Schädigung des britiſchen Handelspreſtiges empfunden. 
Die „Gazeta Polka“ ift zufrieden, aber nicht freudig geſtimmt. 
Beide Feile, ſagt ſie, hätten Opfer gebracht. Das Opfer Eng- 
lands beſtehe darin, daß es den polniſchen Anfpruch auf Beteiligung 
an der Belieferung des Weltmarktes anerkannt habe, was bisher 


nicht der Sall geweſen ſei. Das polniſche Opfer ſei das Ein- 
verſtändnis mit einer gewiſſen Verringerung des polniſchen Kohlen- 
exportes zugunſten Englands. Die Bedeutung des Vertrages rechtfertige 
jedoch dieſes Opfer. Der polniſche Kohlendergbau könne zufrieden fein, 
denn der Vertrag bedeute den längft angeftrebten Abſchluß einer 
Kraftprobe mit dem ftärkften Gegner. 


Zucker iſt Luxus. 


Die polniſche Zucerproduktion iſt im Laufe der letzten Jahre gan 
erheblich geſunken. Der Inlandsverbrauch A Aue 52 J Wirte 
ſchaftsjahr 1930/31 3724000 Gentner betragen. Im Jahre 1933/34 
haben nur noch 5 207 000 Gentner Sucker im Inlande abgeſetzt werden 
können. Das iſt einerſeits eine Solge der fortſchreitenden Verarmung 
der Bevölkerungsmaſſen, andererfeits eine Wirkung der Steuerpolitik 
der polniſchen Regierung. Unverſtändlich ſei es daher, ſchrieb das 
„Slowo Pomorſkie“ am 18. November, daß nach der Nede des Sinanz⸗ 
miniſters im nächſten Jahre auch der Zucker zur Deckung des Haus- 
haltsdefiſites herangezogen werden ſolle. Es ſei nämlich außer einer 
allgemeinen Erhöhung der Zukerfteuer um 5 Zloty je 
100 Kg. auch noch eine Sonderbeſteuerung von Würfel⸗ 
und Hutzucker, als „Luxuszucker“, um weitere 3,50 Zloty Je 
loo Kg. geplant. Ein beſonders ſchwieriges Kapitel iſt die Frage 
des polniſchen Suckerexports. 1930/31, heißt es in 
dem erwähnten Blatte. „haben wir 3 014 000 Sentner aus- 
geführt, dagegen im Jahre 1933/34 kaum 939 000 Sentner. 
Hier haben wir einen noch größeren Rückgang. Aber darüber weint 
unſere Bevölkerung weniger, weil ſie nun ju dieſer Ausfuhr weniger 
zuzufahlen braucht. Wieviel ſie jedoch zulegt, geht aus den folgenden 
Siffern hervor: Im Laufe des September d. J. wurden aus Polen 
nach England 49269 Zentner ausgeführt, wofür man als Gegenwert 
12536 Pfd. Sterl. oder rund 332200 Zloty erhielt, bei einem 
angenommenen Pfundkurs von 26,50 Zloty. Für die gleiche Jucker⸗ 
menge müßten wir, wenn ſie auf dem Inlandsmarkte verkauft würde, 
6.400.000 Slotu bezahlen. Denn während beiuns der Suckar- 
preis im Kleinverkauf auch nach der letzten Preis- 
Jenkung noch 130 Zlotyje Kilogramm beträgt, zahlen 
die Engländer für I Kg. Sucher, das aus Polen ein- 
geführt wird,...6% Groſchenl Insgeſamt wurden von 
Beginn dieſes Jahres bis zum 1. Oktober au polniſchem Sucker nach 
England 47 ooo Sentner ausgeführt, für die wir 104000 Pfd. Sterl. 
oder 2662409 Sloty erhielten, während die gleiche Menge, wenn ſie 
an den polniſchen Verbraucher verkauft worden wäre, 84 210 000 Zloty 
gekostet hätte.“ 5 

Dieſe Geſchenke würden aber fortlaufend den engliſchen Impor= 
teuren gemacht, obgleich der Inlandsverbrauch an Sucker in Polen 
ſelbſt dauernd im Abnehmen begriffen ſei. Unter dieſen Umſtänden 
müffe man fragen, ob es nicht günftiger wäre, den Preis im Inlande 
fo herabzuletzen, daß der Sucker, wie vor dem Kriege, ein Artikel des 
täglichen Gebrauchs würde, während er jetzt einen Luxus darstelle. Das 
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Argument, daß der hohe Zucerpreis erhalten bleiben müſſe, um die 
Nentabilität dieſes wichtigen Zweiges der Jo ſchwer mit der Kriſe 
kämpfenden Landwirtſchaft zu ſichern, ſei nicht ſtichhaltig, denn dann 
ſollte man vor allem daran gehen, die überaus koſtfipielige 
Verwaltung in der Zuckerinduſtrie zu verbilligen. „Wir 
könnten geradezu unglaubwürdige Beiſpiele für die Höhe der Direk- 
toren- und Verwaltungsgehälter in der Suckerinduſtrie anführen, für 
die Hunderttaujende Zloty vergeudet werden.“ Ein Senkung der 
Suckerpreiſe werde erſt möglich ſein, wenn man auch die Produktions- 
un Handelskoſten ſowie die verfchiedenen Akziſegebühren ſenken 
werde. 


Neues Eherecht in Polen. 


In Polen foll ein neues Sherecht eingeführt werden. Die bisher 
noch geltenden Nechtsbeſtimmungen find nicht nur in den verſchiedenen 
Landesteilen noch uneinheitlich, ſondern entſprechen z. T. auch 
nicht mehr den Auffaſſungen, die in Polen heute vorherrſchend ſind. 
Von Negierungsſeite ift nun der Entwurf eines neuen Cherechtes aus- 
gearbeitet worden, den man allerdings als reichlich liberal an— 
Jprechen muß. Die hohe Geiſtlich keit Polens hat von vorn- 
herein gegen das geplante neue Eherecht Sinſpruch erhoben. 
Sie vertritt bei ihrer Polemik J. T. allerdings Auffaſſungen, die 3. B. 
in der grundſätzlichen Ablehnung der Sivilehe, kaum diskutabel er— 
ſcheinen. Was ſie an dem Entwurf vor allem kritifiert, iſt folgendes: 
Einjährige Abweſenheit des Ehegatten, Verleumdung, Veleidigung und 
geringe Verſtöße gegen die Ehe ſollen bereits als Grundlage für eine 
Cheſcheidung oder Trennung angeſehen werden können . Das Haupt- 
gewicht wird auf eine Auseinanderſetzung mit dem Paragraphen 54 
gerichtet, der den Sheleuten nach dreijähriger She ge- 
ſtatten ſoll, ohne Angabe don Gründen die Trennung 
der She zu fordern! Die hohe Geiſtlichkeit ſieht darin nichts 
anderes, als die geſetzliche Feſtlegung der Probeehe. Das Geſetz iſt 
vom Sejm noch nicht verabſchiedet, ſondern lediglich im Entwurf an— 
genommen. 


Die Not des poluiſchen Dorfes. 


Die einzige oppoſitionelle Partei, deren Sprecher im Sejm ſich 
kürzlich dazu verſtand, der polniſchen Regierung einige anerkennende 
Worte zu Jagen, iſt die Polniſche Volkspartei, eine politiſche 
Gruppe, die ſich aus der Landbevölkerung, insbeſondere aus den klein— 
bäuerlichen Kreiſen rekrutiert. Der Abgeordnete dieſer Partei, Michael 
Nog, gab in feiner Sejmrede zu, daß die Entſchuldungsgeſetze der 
Regierung für den kleineren und mittleren Bauern einige dankenswerte 
Erleichterungen zu bringen vermögen. Er hob zugleich aber hervor, 
daß mit der Entſchuldung allein, ſelbſt dann, wenn ſie in vollkommener 
Weiſe durchgeführt würde, dem polniſchen Dorfe nicht mehr aus der 
Not herauszuhelfen ſei. Seine damaligen Ausführungen hat der Abg. 
Rog kürzlich noch einmal in einem im „Rurjer Poranny“ er- 
ſchienenen Artikel erläutert. Dieſer Artikel hat nicht nur durch die 
Schärfe, mit der die Mißſtände und ſtrukturellen Fehler des polniſchen 
Wirtſchaftslebens aufgezeigt werden, ſondern auch dadurch Auffeben 
erregt, daß er in einem Blatte des Negierungsblockes erſchienen iſt, 
das ſich damit gleichſam mit einem oppoſitionellen Politiker identifiziert. 
Vog Ichreibt u. a.: 

„Die Not des Dorfes hat bereits eine ungeheuerliche Spannung 
erreicht. Nach der amtlichen Statijtik gibt es in Polen 1 110000 
ländliche Wirtſchaften im Umfange bis zu 2 Hektar. 
Wirtſchaften von 2 bis 5 Hektar gibt es in Polen mehr als 
eine Million. Jede dieſer Landwirtſchaften muß 6—8 Perſonen 
ernähren. . .. Die Lage wird immer tragiſcher. Die Entſchul⸗ 
dungsgeſetze geben dem kleinen Landwirt nicht das, was wir 
erwartet haben, wenngleich man zugeben muß. daß ſie eine gewiſſe 
Erleichterung bringen. Sie haben aber einen RNahmencharakter 
und geben dem freien Ermeſſen der Verwaltungs- 
behörden einen breiten Raum 

„Die Landwirtſchaft bricht unter der Schuldenlaſt zujammen. 
Selbſt die Entſchuldung, und ſei ſie noch ſo vollkommen, wird die 
kleinen Landwirtſchaften nicht wieder auf die Beine bringen. Not- 
wendig iſt die Herabſetzung der Preiſe für 
Induſtrie -Erzeugniſſe und die Erhöhung der 
Preife der landwirtſchaftlichen und Süchter⸗ 
produkte, die von den Landwirten verkauft werden. öndeſſen 
wird der Unterſchied zwifchen den Einkünften und 
den Ausgaben des Landwirts immer größer Nach 
der amtlichen Statiſtik hat der Landmann für einen Pflug, für den 
er im Jahre 1927 nur 100 Kilogramm Roggen abaab, im Sebruar 
dieſes Jahres 273 Kilogramm Noggen abgeben müſſen. Für zehn 
Cmaille-Töpfe zahlte der Landmann im Jahre 1927 nur 51 Kilogramm 
Roggen, im Februar d. J. mußte er dafür 178 Kilogramm Roggen 
verkaufen. J0 Kilogramm Speiſeſal; bezahlte er im Jahre 1927 mit 
s Kilogramm Roggen, im Sebruar d. J. mit 27 Kilogramm. Für 
jo Kilogramm Sucker gab er im Jahre 1927 nur 36 Kilogramm Roggen 
ab, und im Februar d. J. mußte er 110 Kilogramm dafür hergeben. 
Ebenſo verhält es ſich bei der Umrechnung der Preife für induſtrielle 
Artikel auf Kilogramme der Süchterprodukte. Die Preisſchere 
erweitert ſich andauernd. Die Preisherabſetzung 
für Sucker, Petroleum. Salz, Eifen. Zement, 
Kohlen, ja auch für den Pofttarif uſ w. iſt im Ber- 
gleich zu den Preiſen der landwirtſchaftlichen und 
Süchter produkte gering. Die ländliche Bevölkerung hat 
dieſe Herabſetzung jaſt gar nicht geſpürt.“ 
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Die jüdiſchen Geſchäfte. 


Das ſtatiſtiſche Büro der Sentrale der jüdiſchen Kaufleute hat in 
216 kleinen Städten Polens Erhebungen über die Zahl 
der jüdiſchen Geſchäfte angeſtellt. Die Unzerſuchungen wurden 
in allen Teilen Polens außer in den weltlichen Wojewodſchaften durch- 
geführt, wo bekann lich wenig Juden wohnen. Danach waren von 
15581 Seſchäften am 3. Dezember 1952 nur 2050 inch riſt⸗ 
Uichen und der Reit (13531) in jüdiſchen Händen. Am 
31. Dezember 1933 hatte ſich das Verhältnis unweſentlich jugunſten 
der chriſllichen Läden verſchoben, jo daß nur noch“ 86 v. H. der 15482 
Heſchäſte in 216 kleinen Städten in jüdiſchen und 14 v. H. in chriſt⸗ 
lichen Händen waren. Das Jin) Durchfchnittsziffern für das ganze 
Land. In den öſtlichen Wojewodſchaften find 92.3 v. H. aller Ge⸗ 
ſchäfte jüdiſch und 7,7 chriſtlich, und in 15 Städtchen der Oft- 
marken Polens gab es überhaupt keine briftliben 
Seſchäfte. en den nördlichen Wojemodfchaften entfallen auf 90,5 
jüdiſche Heſchäfte 9,7 chriſtliche. 

Nedakteur der „Gazeta Gdanſka“ verurteilt. 


Das Danziger Schöffengericht verurteilte den Redakteur der 
‚Sazeta Gdanjka“, Wilhelm Srimsmann, wegen ſchwerer 
Beleidigung der Danziger Polizei zu 150 Gulden Geld- 
ſtrafe oder Jo Cagen Gefängnis. Der Anklage lag folgender Tat- 
beitand zugrunde. Der Reichsdeutſche Stanz Siemann, der in 
Zoppot wohnte und Mitglied der polniſchen Sport- und Jugendorgani— 
ſation iſt. ſich im übrigen zum Kommunismus bekennt, war wiederholt 
gegen ſeine nationalſozialiſtiſchen Nachbarn tätlich vorgegangen und 
batte wiederholt. ohne jeden Anlaß, in unflätiger Weife gegen den 
Nationalſozialismus gehetzt und insbeſondere den Führer beſchimpft. 
Als Siemann eines Tages einen vorübergehenden SA.-Mann mit einer 
Jaunlatte niedergeſchlagen hatte, wandten ſich feine Nachbarn an die 
Polizei. Im Verhör gab Siemann die ihm zur Laſt gelegten Handlun— 
gen zu. Er wurde am 13. Juli 1933 aus dem Freiſtaat Danzig 
ausgewieſen und über die Grenze ins Reich abgeſchoben. Dort 
brachte er längere Seit im Konzentrationslager Osnabrück zu. Nach 
jeiner Entlaſſung ging er ohne rechtmäßigen Ausweis wieder nach 
Danzig wurde dort wegen Bannbruchs zu einem onat 
Gefängnis verurteilt und erneut abgeſchoben. Über dieſe 
Vorfälle veröffentlichte die „Sazeta Sdanſka“ am 28. März d. J 
einen völlig entſtellten Bericht, in dem der Danziger Polizei der Vor 
wurf gemacht wurde, fie hätte den Ziemann wegen ſeiner „polniſchen 
Seſinnung und wegen ſeiner Teilnahme am letztjährigen „Seſt des 
Meeres“ in Sdingen ausgewieſen. In einem zweiten Artikel vom 
28. April d. J. wurden dieſe Verleumdungen noch einmal wiederholt. 
Der angeklagte Nedakteur Wilhelm Grimsmann meinte vor 
Gericht, er ſelbſt habe die Artikel nicht geſchrieben. er habe gleich 
Bedenken gegen ihre Veröffentlichung gehabt ufm. Sum Schluß will 
es allo wieder keiner geweſen fein. Im übrigen kann man der „Gazeta 
Sdanſka“ zu ihrem Schützling und der polniſchen Jugendorganiſation 
zu ihrem Mitglied gratulieren. Beneiden wird man die beiden um den 
„Volksgenoffen“ Ziemann ganz gewiß nicht! 


Deutſcher Lehrerverein in Wolhynien. 


Die Behörden genehmigten die Satzungen des neugeſchaffenen 
„Vereins deutſcher Lehrer in Wolhunien“. Über 40 
bereits ſeminariſtiſch ausgebildete Lehrer haben ſich auf dieſe Weiſe zu 
einer berufsſtändiſchen und völkiſchen Organiſation juſammengeſchloſſen. 
Die volniſchen Akademiker in Deutſchland. 


Die polniſche Akademikervereinigung „Sileſia Superior“, 
deren aktive Mitalieder an der Breslauer Univerjität jtudieren, hat 
kürzlich ihr zehnjähriges Beſtehen gefeiert. Die Seier zog ſich über 
mehrere Cage hin und wurde teils in Beuthen in den Räumen des 
dortigen polniſchen Gymnafiums und im „Dom Poljki“, dem Polniſchen 
Haufe teils in Oberſchleſien begangen, wo die Mitglieder der Ver— 
einigung verſchiedene induſtrielle Werke und kulturelle Einrichtungen 
beſich igten. Anläßlich der Jubiläumsfeier veröffentlicht die polniſche 
Preſſe Näheres über die Entwicklung der Vereinigung. Dieſe fei 
aus ſehr kleinen Anfängen entſtanden. Nach der Teilung Oberſchleſiens 
habe der größte Teil der polniſchen Akademiker ſich nach Oftober- 
ſchleſien gewendet, um als Polen im polniſchen Staate zu leben. Als 
im Jahre 1924 die Vereinigung „Sileſia Superior“ in Oppeln gegründet 
wurde, ſei fie mit einem Beſtande von elf Mitgliedern ins Leben 
getreten, von denen fünf Studenten der Breslauer Univerſität waren. 
Gegenwärtig zähle ſie 50 Mitglieder, die mit einer 
Ausnahme ſämtlich Oberſchleſier find. Damit ſei fie die ftärkite 
polniſche Akademikerdereinigung in Deutſchland. 

Die aktiven Mitglieder der „Sileſia Superior“ haben mit anderen 
polniſchen Studierenden deutſcher Staatsangehöriokeit im Sommer 
diefes Jahres ſich an der Tagung der polnifchen Auslandsjugend in 
Warſchau beteiligt. Damals wurde die Anreoung gegeben, Jämt- 
liche polniſchen Studierenden an den Hochſchulen 
des Deutſchen Reiches zu einem Verbande yu- 
die ſich auf die Hochſchulorte Berlin. Breslau und Königsberg ver- 
teilen. Bisher iſt jedoch dieſer Juſammenſchluß, anſcheinend infolce 
von perſönlichen Unstimmigkeiten, noch nicht zuſtande gekommen. 
Und zwar hat man in den Kreiſen der „Sileſia Superior“ ſich dagegen 
verwahrt, daß von einer anderen Stelle aus, die die Vorarbeiten hierzu 
aufgenommen hatte, verſucht wurde, die Bedingungen zu diktieren, und 
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ohne Anweſeuheit der Vertreter der „Sileſia Superior“ beſchloſſen 
wurde, daß „diejenigen Akademiker, die dem Verbande der polniſchen 
Akademiker in Deutſchland nicht beitreten, ſich ſelbſt außerhalb der 
polniſchen akademiſchen Jugend ſtellen“. Es handelt ſich alſo ‚Hierbei 
offenbar um Meinungsverſchiedenheiten nicht über die Sache, ſondern 
nur über die Form, die auf die Dauer den geplanten Suſammenſchluß 
kaum verhindern dürften. 


Moderniſierung der Binnenſchiffahrtsflotte. 


Der Wirtſchaftliche Preſſedienſt der NS. beſchäftigte lich in einem 
längeren Artikel mit der Frage der Neubautätigkeit und der Abwrack- 
aktion bei der Binnenſchiffahrt. Aus den Kreiſen der Binnenſchiffahrt 
ſei ein Vorſtoß gemacht worden in planmäßiger Gemein- 
ſchafts arbeit in den nächſten zwei bis drei Jahren 
die deutſche Binnenſchiffahrtsflotte zu moderni⸗ 
Tieren, um nicht bei den für die nächſten Jahre zu erwartenden Ver⸗ 
kebrsjteigerungen auf den Binnenſchiffahrtswegen (Fertigstellung des 
Mittellandkanals) gegenüber der Konkurrenz der Tjehechen, Holländer 
und anderer Nationen zu unterliegen. In dem Artikel heißt es u. a.: 

„Wer den Schiffspark der deutſchen Vinnenſchiffahrtsflotte kennt, 


der kann nicht beitreiten, daß der Weſten, der kapitalkräftiger iſt als 
der Olten, mehr Schritt mit der Seit gehalten hat, daß aber der Often 
über einen reichlichüberalterten Schüffsparkver⸗ 
fügt. Er genügt nicht, um den Konkurrenzkampf mit Erfolg zu be⸗ 
jteben und den deutſchen verkehrswirtſchaftlichen Intereſſen zu dienen, 
wie es notwendig iſt. Was alſo weniger für den Weſten gelten mag, 
gilt um fo ſtärker für den Often des Reiches. Das ſoll niemals ein 
Vorwurf gegen die Schiffseigner des Oftens ſein, unter denen die 
Einzelſchiffer überwiegen, während im Weſten die größeren 
Unternehmer zahlreicher find. Deren Kapitalkraft machte es ihnen 
leichter, mit der Seitentwicklung Schritt zu halten. Die alſo tal- 
fächlich im Often vorhandene geringere Kapital- 
kraft darf aber niemals dazu führen, Aufgaben zu 
derfäumen, die im Intereſſe der geſamten deutſchen 
Wirtſchaft erfüllt werden müfjen. Eile tut not! 


Die Allenſteiner „Katakomben“. 
S KK 


Seit längerer Zeit ſchon war die Nede davon, daß es in der Stadl 
Allenſtein eine Reihe alter unterirdiſcher Wege gibt, deren Mittel- 
und Ausgangspunkt das die Stadt überragende Ordensſchſoß iſt. Jetzt 
hat ſich eine unter Führung des oſtpreußiſchen Provingialkonjeroators 
ſtehende Kommiſſion der Erforſchung diefer Gänge angenommen um 
jeftgeltellt, daß ein ganzes unterirdiſches Wepenetz, das offenbar 170 
zur Seit der Erbauung des Schloffes im 14. Jahrhundert angelegt 
wurde, die Stadt durchzieht. Die Ordensritter find aller Wahrſchein- 
lichkeit nach die Erbauer geweſen. Die Gänge wurden wohl zu dem 
Zweck geſchaffen, um zwiſchen der Stadt und dem Schloß eine BR 
dindung berzuftellen, die in kriegeriſchen Seiten nicht geſtört wer ich 
konne. Unter dem Hauptteil des Schloſſes befindet ſich 
nach den neueſten Seftftellungen der Sentralpunkt für die 
unterirdiſchen Gänge. Das Güngeſuſtem führt nach 15 
ſchiedenen Richtungen zu den äußeren Toren der le „ 
Einer der Gänge durchzieht einen unter dem alten Nathaus liegenden 
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Braubeller und führt dann weiter in die Katakomben einer der größten 
Stadtkirchen. Zwei Gänge führen unter dem Slußlauf 
der Aller hindurch und enden auf dem anderen Ufer. Man 
hat alſo damals bereits Flüſſe untertunneln können. Das iſt um Jo be- 
merkenswerter, als Selsgeſtein in der ganzen Gegend nirgends vor- 
handen iſt. Die Gänge find durchweg aus ſehr feſtem Mauer- 
werk und weiſen dasſelbe Ziegefmaterial auf, das zur Aufführung 
des Ordensſchloſſes diente. Sie find alſo zur gleichen Seit wie das 
Schloß angelegt worden, um deſſen Wehrhaftigkeit und Sicherheit zu 
erhöhen. Sie find hoch genug, daß ein Mann aufrecht hindurchſchreiten 
kann und erreichen an vielen Stellen eine Breite bis zu zwei Metern. 
Da ein Teil dieſes unterirdiſchen Wegenetzes durch das Alter ſtark 
gelitten hat, ſind viele Hänge durch niederſtürzendes Mauerwerk ein- 
bedrückt und verſchüttet. Durch die ſehr ſorgfältig und fachmänniſch 
ausgeführten Freilegungsarbeiten hofft man, noch viele Nätſel zu löſen, 
die in der Geſchichte Allenſteins bisher unüberwindliche Schwierigkeiten 
boten. Die Verſchüttungen ſind an vielen Stellen jo ſtark, daß man 
ganz neue Verſteifungen ausführen muß, um in das dahinterliegende 
Stück durchſtoßen zu können. Das alte Schloß wurde im 18. Jahr- 
hundert teilweiſe erneuert. Aber damals ſcheint man ſich um die Gänge 
nicht gekümmert zu haben. Auch die Ruffen, die im Auguſt 1914 
während der Cannenbergſchlacht Allenſtein kurze Seit beſetzt hielten, 
dürften von dem Vorhandenſein der Gänge nichts erfahren haben. 


Geopolitiſches Schulungslager. 


Das Sentralinſtitut für Erziehung und Unterricht 
veranſtaltet in Suſammenarbeit mit der Arbeitsgemeinſchaft für Geo- 
poliik in der Seit vom 2. bis 6. Januar 1935 geopolitiſche 
Schulungslager: in Frankfurt (Oder), Mufikbeim, und in Mainz 
(in Suſammenarbeit mit der Nhein-Mainiſchen Stätte für Erziehung). 
Namhafte Vertreter der Geopolitik haben ihre Mitarbeit jzugeſagt. 
Lie Koſten für Unterkunft, Verpflegung und Lehrbeitrag werden 
15 Nl nicht überſchreiten; außerdem iſt eine Einſchreibegebühr von 
I,- AM zu entrichten. Fünfzigprozentige Fahrpreisermäßigung wird 
gewährt. Anmeldungen ſind umgehend an das Sentralinſtitut für 
Erziehung und Unterricht, Berlin W 35, Potsdamer Straße 120, 
zu richten. 


Schriſtſtellerwettbewerb. 


Die Untergruppe Grenzmark Poſen Weſtpreußen 
des Bundes Deutſcher Oſten, Schneidemühl, Danziger Platz, 
bittet um Beteiligung an einem Schriftſteller wettbewerb. 
Hugelaſſen ſind alle Arbeiten, die mit ihrem Stoff und ihrer Handlung 
in der Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen wurzeln. Die Erzählungen, 
Kurzgeſchichten. Skizzen, Beſchreibungen uſw. dürfen 20 Schreib- 
maſchinenſeiten (Dinformat normal beſchrieben) nicht überschreiten. Für 
die Arbeiten lind ein Barpreis von 200 RM. und mehrere Barpreiſe 
von 100, 75, 50 RM. und geringere ſichergeſtellt. Die Beurteilung der 
Arbeiten und die Verteilung der Preife übernimmt ein unbeteiligtes 
Preisgericht. Die preisgekrönten Arbeiten werden Eigentum der 
Untergruppe. Schluß des Einſendetermins iſt der I. März 1035. Es 
wird gebeten, ſchon jetzt die Beteiligung anzuzeigen. 


Akrainiſche Kunſt. 


fiber die ukrainiſche Kunſt der vorchristlichen Seit iſt uns falt 
nichts bekannt. Erſt mit dem Christentum kam die Kunſt Ende des 
jo. Jahrhunderts in neuen Formen in die Ukraine; der, 1 
Geſtalt nach u zantiniſch, jedoch ſchon ftark romaniliert, 
entwickelte fie ſich in den Gebieten um den Onjepr (Kiew, Iſchernubiw, 
Perejajlam uſw.) zu großem Glanze und erlebte bejonders im Kiewer 
Reich unter den Fürſten Wladimir und Jaroflaw einen mächtigen 
Aufschwung. Der bis zum heutigen Tage erhaltene Schmuck n 
Kiewer Kirchen (Hl. Sophie u. a.) an Jeltenen Mofaiken, Fresken au 
Skulpturen ſtammt noch aus diefer Zeit. Im 13, Jahrhundert 
unterliegt die ukrainiſche Kunſt einer vollſtändigen No ma 120 u 
fierung, bejonders in der Weftukraine (Halutſch, Wolbynien). 55 
14. Jahrhundert verpflanzten deutſche Künſtler 
aus dem nordweſtlichen Deutſchland die Gotik au 
ukrainiſchen Boden. Sie faßte in der Form der Barklteingofi 
tief Wurzel und herrjchte bis zur Mitte des 16. Jahrhunderts in 115 
ganzen Ukraine, in den Provinzltädten der Steppe ſogar bis zur mi 8 
des 17. Jahrhunderts, als in die größeren Städte jchon Nenaijlance un 
Barock eingekehrt waren. 5 

Mit der Kunſt der Renailfance wurde die Ukraine durch 
die Vermittlung von Stalienern aus der Lombardei und den italieniſchen 
Kantonen der Schweiz bekannt. Ein berühmtes Denkmal der F 
ſchen Renaiſſance ift die Lemberger Bruderkirche mit Turm u 
Kapelle. Die Herrschaft der Renaiffance in der Ukraine war jedoch 
nur von kurzer Dauer, denn ſchon am Anfange des 17. Jahrhunderts 
wurde durch italieniſche Meifter die Barock kunſt in der Form 
des Jeſuitenſtils nach der Ukraine gebracht, der durch das von 
Sachſen übernommene Sürftenbarock abgelöft wurde In 
den ukrainifchen Gebieten am Dnjepr wurden dieſe barocken, im Seuer 
des ukrainiſchen nationalen Schaffens ftark umgeſtalteten Formen zum 
ſog. Rolakenbaroc. Dieſes erreichte in der Seit von Chmelnyckyj 


bis Mazeppa in Stein- und Holzbauten, in Skulptur, Malerei und 
Graphik außergewöhnliche Höhe, Pracht- und Prunkentfaltung und 
ungewöhnliches formales Können. Beſonders bezeichnende Zeugen dieſes 
Koſakenbarocks find verſchiedene Kirchen in Kiew, CTſchernuhiw, Lubni, 
Pryluki ufw. Im 18. Jahrhundert geht die Barockkunſt unmerklich in 
das elegante Rokoko über, das 3. St. des letzten Hetmans der 
Ukraine, Nazumomjkyj, ſeine höchſte Blüte erlangte. Der Glanz der 
ſterbenden Hetmanenzeit flammte im Rokoko einmal auf. Der 
geniale ukrainifierte Deutſche Schedel (ein Schüler 
Schlüters) legte in Kiew den Hrund zu einer Schule der Archi- 
tektur. Die ornamentale Holfſkulptur (geschnitzte Skonoitajen) ent- 
wickelte ſich zu einer höheren Stufe als in den übrigen Ländern 
Europas und auch die Malerei (beſonders die Porträtmalerei) ver- 
traten Meiſter, welche ſogar die zeitgenöſſiſchen Sranzofen übertrafen 
(Lewickyj, Boromykomfkyj). . 

Am Ende des 18. Jahrhunderts herrſchen in der ukrainifchen Kunſt 
die Formen des Klaſſizismus, gleichzeitig übertragen durch 
Sranzofen (de la Motte), Engländer (Cameron) und beſonders durch 
Staliener (Rinaldi. Guarengi), und fallen in den breiten Schichten des 
Volkes tief Wurzel. Die klaſſiſiſtiſchen Formen übertrugen die Ukrai⸗ 
ner auch auf ihre Holzbauten, in der Skulptur vertrat fie der Meifter 
Swan Alartos und in der Malerei A. Loſenko, der nicht nur die ukrai⸗ 
niſche. Jondern auch die ganze ruſſiſche Malerei auf die Wege des 
klaſſiſchen Akademismus lenkte. Die Stillofigkeit der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts war vielleicht die am wenigſten glückliche 
Epoche in der ukrainischen Kunſt. Sie bildete jedoch nur einen Über⸗ 
gang zu dem großen Aufſchwung, den die ubrainiſche 
Künſtmit der Wiedergeburt der ſtaatlichen Idee im 
20. Jahrhundert in der Skulptur (Archupenko), Malerei (Nomo- 
kiwfkyj, Brüder, Krutſchewſkuj, Schule Boſtſchuk) und Graphik (Wafyl 
Krutſchewſkuj, Narbut, Maſjutun u. a.) genommen hat. U. K. B. 
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Der Revaler Prozeß der Baltiſchen Nationalſozialiſten. 


Am 29. und. 30. November d. J. hat vor einem eſtniſchen 
Gerichtshof in Reval ein Prozeß ſtattgefunden, der in der Ge- 
ſchichte der natfiounalſozialiſtiſchen Bewegung der 
deutſchen Volksgruppen im Auslande jtets als ein 
Markftein gewertet werden wird. Um der Bedeutung des Vor- 
ganges gerecht zu werden und den für die eſtniſche Öffentlichkeit ſicher 
ſehr überaſchenden und unerwarteten Ausgang der Gerichtsverhandlung 


mindeften aufreizend und anſtachelnd zur Seite ge- 
ſtanden hat. Es iſt nun einmal deutfches Schickſal, daß die ſchlimm⸗ 
ten Feinde unſeres Volkstums ſtets aus den eigenen Reihen erſtehen, 
wie das in unſeren Cagen wiederum durch Geſtalten, wie den Landes- 
biſchof der Siebenbürger Sachſen, durch das bösartige Treiben der 
ſaarländiſchen Status-quo- Anhänger, durch das Treiben gewiſſer deutſcher 
Kreiſe in der CEſchechei und in Polen und durch das Gebahren des deutsch- 
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Creigniſſe zurückgegriffen werden, die bereits ein ganzes Jahr zurück- 
liegen und die in unſerer wechſelvollen und ſchnellebigen Seit dielfach 
ſchon in Vergeſſenheit geraten fein mögen. Gemeint ſind hier die Be- 
ſchehniſſe im November 1933: der Übergang der Führung in der Deutjch- 
baltiſchen Partei Ejtlands als der politiſchen Vertretung des geſamten 
eſtländiſchen Deutſchtums an die Baltiſche Nationalſozialiſtiſche Be- 
wegung, der Sturm im Waſſerglaſe der eſtniſchen Preſſe und ſo⸗ 
genannten „öffentlichen Meinung“, der daraufhin losbrach, das Über— 
greifen der ſo erzeugten Spannung auf die Volksvertretung auf dem 
Revaler Domberge und endlich das nahezu einstimmige Votum der 
erregten Volksboten über die Staatsgefährlichkeit des 
deutſchbaltiſchen Nationalſozialismus. Dieſe Parla- 
mentsentſchließung bedeutete gleichzeitig den Nuf nach Staatsanwalt und 
Polizei und Jollte Jo der CTodesſtoß für die baltiſche Er- 
neuerungsbewegung werden. Die Bewegung war fortan vogel- 
frei, jeder politiſche Strauchritter konnte ſein Mütchen an ihr kühlen, 
eine Gelegenheit, die ſich inbeſondere die Wider facher inner- 
halb der eigenen Volksgruppe nicht entgehen ließen. Schon 
die Parlamentsaktion als ſolche bot willkommenen Anlaß zu Ejels- 
fußtritten, ſo, als der deutſchbaltiſche Abgeordnete Karl von Schil⸗ 


ling ſich bei der Abstimmung über die Staatsfeindlichkeit der Be- 


wegung ſeiner Stimme enthielt, um kurze Zeit darauf in der eſtniſchen 
Preſſe feine eigenen Volksgenoſſen aus dem nationalſozialiſtiſchen Lager 
als Aufwiegler gegen die Staatsordnung zu denunzieren. Hier wie ſonſt 
it die Hetze gegen den baltiſchen Nationaljozialis- 
mus und jeine Anhänger, wenn ſie beſondere nichtswürdige und törichte 
Geſtalt annahm, nicht ſo ſehr von eſtniſcher Seite ausgegangen, als 
gerade aus den Schichten des eigenen Volkstums, die ſich ſelbſt als 
die alleinigen Träger altbaltiſcher Überlieferung zu bezeichnen pflegen, 
die aber nichts weiter verkörpern, als engſtirnige Reaktion, politiſchen 
Opportunismus und hinter rollendem Pathos verborgene Geſinnungs- 
loſigkeit, kurz das Suſtem in feiner deutſchbaltiſchen Erſcheinungsform. 
Es ſind das dieſelben Herren, die mit der einen Hand, aller Welt 
ſichtbar, die unbedingte Einigkeit in den Reihen des deutfchbaltifchen 
Volkstums „über alle trennenden Unterſchiede hinweg“ plakatieren, 
während die andere Hand dem ſtaatlichen Büttel verſtohlene Zeichen 
macht, doch endlich über die „ſtaatsfeindliche“ Bewegung unter den 
eigenen Landsleuten herzufallen. Es iſt immer wieder geradezu mit 
Händen zu greifen, daß im eſtniſchen Volke ſowohl die amtlichen 
Stellen wie auch die Öffentlichkeit, letztere allerdings nicht ganz Jo aus- 
geprägt, nur zögernd und ſtets irgendwie ungern und widerwillig an 
Maßnahmen und Erörterungen herangegangen find, die mit der Ver- 
breitung des nationalſozialiſtiſchen Sedankens unter den eſtländiſchen 
Balten zuſammenhängen. Es geſchah dies wohl aus der inſtinktiven und 
durchaus ſicher treffenden Empfindung heraus, daß es ſich hier um Dinge 
handelt, die eigentlich nur die deutſchbaltiſchen Heimat- 
genoſſen allein angehen und die man eftnifcherjeits ruhig 
geschehen laſſen ſoll, ſolange keine Bedrohung für den eſtländiſchen 
Staat oder das eſtniſche Volk daraus erwächſt. 

So beſchämend für jeden Deutſchen eine ſolche Seſtſtellung iſt, Jo 
kann hier doch nicht ungeſagt bleiben, daß dem, wenn auch halben 


und lahmen Vorgehen der eſtländiſchen Behörden 
gegen die baltiſche Erneuerungsbewegung das 
Treiben der deutſchbaltiſchen Syftemmänner zum 
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Dolchſtoßpolitik gegen die eigenen VBolksaenoffen 
ouf gleicher Heimaterde. So ijt denn auch der Ausgang des Prozeſſes 
der 26 baltiſchen Nationalſozialiſten in Reval, wo, vertreten durch dief: 
Männer, die ganze baltiſche Erneuerungsbewegung auf der Anklage- 
bank ſaß, zu einer Kataſtrophe nicht Jo ſehr der eſtuiſchen Anklage 
behörde geworden, als des deutſchbaltiſchen Syftems, das, 
verborgen dem Auge eines zufälligen Prozeßpublikums, aber deſto wahr- 
vehmbarer für jeden halbwegs Kundigen, die eigentliche andere Prozeß- 
ſeite darſtellte. 

Der Staatsanwalt hat in ſeiner Anklagerede die Seſtſtellung getan, 
man könne das Vorgehen der Angeklagten von drei Geſichtspunkten 
aus betrachten: J. die baltiſchen Nationalfozialiſten haben ſich bei ihrem 
Tun von einer feindſeligen Seſinnung dem Staate gegenüber leiten laſſen, 
2. ſie können auf Anweiſungen von Stellen gehandelt haben, die ſich 
außerhalb der eſtländiſchen Landesgrenzen befinden und können 3. ſich 
lediglich formal gegen das Vereinsgeſetz vergangen haben. Der 
Staatsanwalt hat weiterhin erklärt, die Anklage 
könne weder auf Bedrohung der ſtaatlichen Ord- 
nung, noch auch auf Beziehungen ju ausländiſchen 
Stellen oder Organifationen erhoben werden, 
ſondern nur auf Begründung einer Vereinigung, die nicht den befteben- 
den Geſetzen gemäß vereinsrechtlich eingetragen worden iſt. Dement- 
jprechend ging der Staatsanwalt in ſeinem Strafantrag nicht über drei 
Monate Haft für den Hauptangeklagten, den Führer der Bewegung, 
von Sur Mühlen, hinaus. Er verlangte für weitere Jo Angeklagte ge- 
ringfügigere Haftſtrafen bzw. Geldbußen, während er für den Reſt der 
Angeklagten das Strafmaß dem Ermeſfen des Gerichtes anheimfteltte. 
Das Urteil blieb in der Strafbemeſſung hinter dem 
Antrag des Anklägers zurück, indem von Sur Mühlen ledig- 
lich zu einer Geldbuße von 150 Kronen verurteilt wurde, 3 Angeklagte 
mit je Joo Kronen gepönt wurden, weitere 14 je 50 Kronen zahlen 
müffen und die reſtlichen 8 gänzlich freigeſprochen wurden. 

Seftzunageln iſt, daß ein gewiß nicht für den baltiſchen National- 
ſozialismus voreingenommener eſtniſcher Gerichtshof in Übereinſtimmung 
mit dem eſtniſchen Staatsanwalt feftjtellen mußte, die Erneuerungs- 
bewegung der deutſchen Balten ſei weder ſtaatsfeindlich, noch 
auch von außerhalb der Landesgrenzen her ins 
Leben gerufen worden Allen Verdächtigungen und 
ESinflüſterungen derer zum Crotz, die das Gegenteil davon wahr 
haben wollten. Mag in Zukunft eintreffen, was da wolle, mag das Maß 
der Verfolgungen und der Hetze gegen den baltiſchen Erneuerungs- 
gedanken noch nicht erſchöpft fein, um dieſes Revaler Gerichtsurteil wird 
niemand mehr herumkommen. Wenn die eſtniſche Preffe in ihren 
Prozeßberichten auch immer noch von einer Weltanſchauung Jpricht, 
die von außen her in das baltiſche Deutſchtum hereingetragen worden 
iſt, wenn man eſtniſcherſeits noch immer nicht hinter die ſo einfache und 
ſelbſtverſtändliche Wahrheit gekommen ijt, daß der Nationalſozialismus 
gleichwie Quellwaſſer überall da zu Tage tritt, wo die Bedingungen 
dazu vorhanden ſind, das heißt, wo Menſchen deutſchen Blutes fiedeln, 
ſo werden ſie doch allgemach auch im eſtniſchen Volke außer dem 
Revaler Staatsanwalt und den Revaler Nichtern Männer finden, die 
nicht mehr an das Märchen der Staatsfeindlichkeit der 
auslanddeutſchen Anhänger der Weltanſchauung 
Adolf Hitlers glauben. bs. 


Gerüchte über den Regierungsblock. 


Die Diskuffion über die Gegensätze im polniſchen Negierungslager, 
dem ſogenannten Unparteiſchen Block, mit der ſich früher nur die 
Oppoſitionspreſſe befaßte, iſt in letzter Seit auch von einigen Blättern 
des Regierungsblocks ſelber aufgegriffen und fortgeführt worden. Es 
handelt ſich um die Gegenſätze ſwiſchen dem linken und 
dem rechten Slügel des Piljudfkilagers. Der erftere 
wird vor allem vom Warſchauer „Rurjer Poranny“, der letztere 
vornehmlich vom Krakauer „Czas“ und dem Wilnaer „Slowo“ ver- 
treten. Swiſchen den linksradikalen und den konferdativen Kreiſen im 
Regierungsblock hat es ſchon ſeit Jahren allerlei Reibungen gegeben, 
die ſich vor allem auf folgende drei Punkte beziehen: auf die Agrar- 
reform, die katholiſche Kirche und das Verhältnis 
zwiſchen Wirtſchaft und Staat. Vor allem die jüngeren 
Kreiſe des Regierungsblocks, die in der „Legjon Mlodych“ 
(Legion der Jugend“) zuſammengeſchloſſen find, haben den Zorn der 
klerikal eingeſtellten, privatwirtſchaftlich denkenden und großgrund— 
beſitzenden Konservativen auf ſich gezogen. „Czas“ und „Slowo“ halten 
mit ihrer Kritik an den kirchenfeindlichen, ſozialiſtiſchen und radikal 
agrarreformeriſchen Tendenzen der Pilſudſki-Jugend nicht zurück. Ihrem 
hinter den Kuliſſen wirkenden Einfluß ift es gelungen, ihren Gegnern 


vom linken Flügel des Negierungsblockes einige Schlappen beizubringen. 
Sie haben nicht nur vor einiger Seit eine Säuberung der „Legion 
Miodych“, bei der einige der radikalſten Elemente befeitigt wurden, 
erreicht und nicht nur manchen Vorſtößen gegen die katholifche Kirche 
die Spitze abgebogen, ſondern ſie ſind jetzt auch dabei, die Agrarreform 
der Regierung Kozlowſki-Poniatowſki zu verwäſſern, indem ſie ſich bei 
der Durchführung des Geſetzes, das als Nahmengeſetz den Behörden 
eine ziemlich weitgehende Freiheit läßt, einzufchalten verfuchen. Die 
Konſervativen ſind jedoch ſicherlich nicht ſtark genug, um die radikalen 
Tendenzen, die auf dem linken Flügel wirkſam find, zu überwinden. Denn 
dieſe Cendenzen ſind überaus populär; ſie kommen den wirtſchaftlichen 
Wünſchen der Maſſen entgegen und werden von Menſchen vertreten, 
die großenteils kämpferische, wenn auch mitunter im Siel noch unklare 
und in den Mitteln noch ungefchulte Angriffsnaturen ſind. 

Die Einſicht in die Unüberbrückbarkeit der Gegenſätze zwiſchen 
Links und Rechts im Negierungslager hat in den konservativen Krei- 
jen Anſichten heranreifen lajfen, die in der polniſchen Preſſe z. 3. eifrig 
erörtert werden und die etwa folgendes beſagen: Solange für das 
Piljudſki-Negime die Sefahr eines Umſturzes von nationaldemokratifcher 
oder anderer oppojitioneller Seite her beſtand, war das Vorhandenſein 
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eines einheitlichen Negierungsblockes, in dem vielerlei gegenſätzliche 
Cendenzen auf einen politiſchen Nenner gebracht wurden, notwendig. 
Seit 1930, alſo ſeit der Niederwerfung der Oppolition, aber hat ſich die 
Stellung des Pilſudſki-Negimes ſo gefeſtigt und haben die National- 
demokraten, Sozialdemokraten, Christlichen Demokraten und Bauern- 
gruppen Jo viel an innerer Stärke verloren, daß an eine Gefahr 
für das Regime von dieſer Seite her nicht mehr 
zu denken ist. Unter dieſen Umſtänden, heißt es weiter, ſei der 
einheitliche Negierungsblock keine unabweisliche 
Notwendigkeit mehr. Es Jei nur natürlich, daß die ver⸗ 
schiedenen, im Block zufammengefaßten politiſchen und weltanfchaulichen 
Richtungen nunmehr an die Verbreitung der von ihnen Jpesiell ver- 
tretenen Grundſätze herangingen. „Auf dieſe Weile“, ſchreibt der 
„Cas“ z. B. „feltigt ſich immer mehr die normale Teilung 
in die Linke und die Rechte, welche auf dem Boden der 
Anerkennung der Autorität des Marſchalls und der gemeinſamen 
Staatskonzeption ſtehen, ſich jedoch voneinander in der Auffaffung der 
jojialen und wirtſchaftlichen Fragen unterscheiden. Lang Jam 
nähert ſich vielleiht der Augenblick, wo mögliber- 
weiſe zwei BB-Organifationen, eine der Rechten 
und eine der Linken, entſtehen werden, die ſich in 
der Ausübung der Sewalt einander abwechfeln 
können, was unfſer politiſches Leben ſehr normaliſieren würde“. Der 
„Czas“ denkt alfo an eine Aufteilung des bisher einheit ⸗ 
lichen Reglerungsblocks in jwei Regierungs⸗ 
parteien, die ſich in gleicher Weiſe dem Marſchall 
Pilfudfki verpflichtet fühlen, die alſo, trotz aller Ver⸗ 
ſchiedenheiten in der Beurteilung Jozialer, kirchlicher, wirtschaftlicher und 
ſonſtiger Fragen durch die unbedingte Unterordnung unter dem Mar- 
jchall mit einander verbunden ſind, derart, daß jeweils die eine von 
ihnen des Marſchalls „getreue Regierung“, die andere 
des Marſchalls „getreue Oppofition“ iſt. Ir 
Ein etwas kühner Gedanke. Denn zweifellos beſteht bei einer 
ſolchen Teilung trotz des einheitlichen Mittelpunktes, den die Perfön- 
lichkeit Pilfudjkis bildet, die Gefahr eines völligen Aus- 
einanderfallens. Dieſe Gefahr wäre an ſich nicht Jo groß, 
wenn nur das, was heute in einem gemeinſamen Block zuſammengefaßt 
und als Gefolgschaft des Marſchalls erprobt iſt, nach zwei Seiten aus 
einandergehen würde. Dabei aber würde es höchſt wahrſcheinlich nicht 
bleiben. Sondern jeder der beiden Flügel, der linke, ſowohl wie der 
konfervative, würde vorausſichtlich beſtrebt ſein. weitere, bisher nicht 
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zum Pilſudſkilager gehörende, ſondern bisher in der Oppofition ſtehende 
Kreiſe an ſich heranzuziehen, um ſich gegen den anderen Slügel zu 
ſtärken. Es beſtände unter dieſen Umſtänden immerhin die Gefahr 
einer politiſchen Überfremdung der beiden ge- 
trennten Flügel durch nicht pilfudfkitreue Ele- 
mente. Offenſichtlich iſt man in den Linkskreiſen des Regierungs- 
blocks bereit, mit den linksbäuerlichen Elementen und wohl auch mit 
Jozialdemokratifchen Kreiſen zuſammenzugehen. Es iſt bezeichnend, daß 
der „Kurjer Poranny“, der Wortführer des linken Flügels im Streit 
mit den Konſervativen, kürzlich dem oppoſitionellen Bauernabgeord⸗ 
neten Nog ſeine Spalten geöffnet hat. Bedeutſam iſt auch, daß der 
Miniſterpräſident Kozlowſki und der Landwirtſchaftsminiſter Ponia- 
tomjki aus den linksbäuerlichen Kreiſen hervorgegangen ſind und daß 
die von ihnen vertretenen agrarpolitiſchen Ideen, die in den Ent- 
ſchuldungsgeſetzen ihren erſten Niederſchlag gefunden haben, den oppo⸗ 
ſitionellen Bauern den Entſchluß ganz weſentlich erleichtern würden, 
zum linken Flügel des Negierungsblockes zu ſtoßen, wenn dieſer fi — 
den Ideen des „Czas“ folgend — von dem Konſervativen Slügel 
abtrennte. An die Konfervativen des Negierungsblockes würden, wenn 
es zu der oben angedeuteten Scheidung in zwei Regierungsparteien 
käme, vielleicht ein erheblicher Teil der jetzigen nationaldemokratiſchen 
len ſonſtigen klerikal eingeftellten Oppoſition ſich anzuſchließen bereit 
ein... 

Vorerſt handelt es ſich bei allen diefen Dingen nur um eine Dis- 
kuffion in der Preſſe. Die Entſcheidung wird allein vom 
Marſchall abhängen. Wie dieſer ſich aber zu derartigen Gedanken- 
gängen verhält, darüber weiß keiner Beſcheid. Vom Standpunkt der 
Legionäre, die das eigentliche Rückgrat des Pilſudſkilagers dar- 
ſtellen, muß der Streit, der gegenwärtig zwischen „Czas“ und „Slowo“ 
auf der einen und „Kurjer Porannp“ auf der anderen Seite aus- 
gefochten wird, vorerſt zweitrangig erscheinen, weil es ſich hierbei mehr oder 
weniger um einen Streit von — Zipiliften handelt. Siviliſten 
aber haben, wo die Legionäre zu beſtimmen haben, zwar immer manches 
reden, aber nichts beſtimmen dürfen. Immerhin kann man auch durch 
Neden manches zerſtören. Und vielleicht läßt ſich die Eile, mit der 
die Regierung jetzt mit einemmal die neue Verfajjung end- 
gültig durchbringen will, damit begründen, daß ſie hofft, der Diskuſſion 
um Einheit oder Teilung des Regierungsblockes durch die Verfallungs- 
reform einen Riegel vorzujchieben und die Gegenfätze, die zu einer 
Spaltung hintreiben, in den neuen verfaflungsmätsigen Formen unſchäd⸗ 
lich zu machen. 


Im ſächſiſchen Spielzeugland. 


Mitten in der grünen Grenzmark Sachfen, der Werkftait Deutſch⸗ 
lands, müßte ein weithin ſichtbarer Wegweiſer ſtehen mit der fröhlichen 
Inſchrift: „Fur Schmiede des Knecht Nuprechts. So mancher 
würde erwartungsvoll dem ſüdwärts zum Gebirgskamm zeigenden Singer 
folgen und ſich in die bunte Welt des Spielzeuglandes führen laſſen, 
das dort oben rund um den Schwartenberg liegt. 

Schwartenberg? Nur wenige kennen dieſen Namen, kennen 
den ſtillen Ofterzgebirgswinkel, wo in kleinen Dörfern und in den tupiſch 
fächſiſchen Streufiedlungen auf harter Grenzhöhe viele taufend fleißige 
alte, junge und jüngſte Hände für die Freude von Millionen von 
Menfchenkindern arbeiten. Kein Feſt, kein Ereignis im Reigen des 
Jahres wie im Leben des Kindes, für das ſich nicht Habe um Gabe aus 
dem unverſiegbaren Born dieſes Spielzeugparadieſes ſchöpfen ließe. 

Der Waldreichtum des Landes liefert dem ſchwer um ſein karges 
Brot kämpfenden Grenzvolk das Material in die geſchickten und eit 
Generationen in der Schnitzkunſt geſchulten Hände, und jo entſtand die 
weltbekannte fächfiſche Holzfpielwareninduſtrie, die bis 
heute eine reine Heiminduſtrie geblieben iſt. Schon von früheſter Kind⸗ 
heit an mülfen hier Buben und Mädels, deren vererbte Fähigkeiten noch 
in bejonderen Fachgewerbe- und Holzdrechſlerſchulen in S eiffen un 
Grünhainichen ausgebildet werden, den Eltern bei ihrer mübjamen 
Arbeit helfen, denn in ſo mancher armen Hütte kann allein das zähe 
Schaffen der ganzen Familie die bittere Not von der Schwelle bannen. 
Und der Wirtſchaftskampf wird für die brave Zunft der Spielzeug⸗ 
ſchnitzer, die nie vom Leben verwöhnt waren, von Jahr zu Jahr ſchwerer. 
da der frühere große Auslandsabſatz feit dem Weltkrieg immer mehr 
zurückgegangen iſt, und ſich auch die offene Steundgrenze zu den deutſchen 
Brüdern in Böhmen ſchloß. Aus Jolcher Erkenntnis wachſen zung 
und Bereitschaft zur Hilfe, die niemals beſſer gebracht werden kann als 
durch persönliche §ühlungnahme und eigenen Augenschein. Es gilt nur. 
den Weg zu finden ins ſächſiſche Spielzeugland, in ein zur grünen wie 
zur weißen Jahreszeit gleich ſchönes Erholungs-, Wander- und Sport- 
ebiet. 5 
e Nuprechts Wegweiſer müßte dicht bei der uralten Silberſtadt Srei- 
berg ſtehen und jeden erſt einmal durch die größte Stadt des Eri- 
gebirges führen, die das Cor zum Schwartenberggebiet iſt. Die ſchöne 
Berghauptfiadt Sachſens birgt in ihren Mauern mehr Sehenswertes, als 
der eilige Autofahrer, der Durchreiſende, der zum Kamm pilgernde 
Wanderer vermuten, und ein Beſuch des alten Domes mit ſeiner 
„Goldenen Pforte“, des Nathauſes mit dem ſteinernen Kopf des hier 
1455 hingerichteten Prinzenräubers Kunz von Kaufungen, der Verg⸗ 
akademie, die die älteſte Cechniſche Hochſchule Deutjchlands iſt, und der 
zwei Aluſeen, gibt erjt den rechten Auftakt zur Fahrt in die einft 
„Silber begenden Berge“. 


Südwärts von Sreiberg liegt Sayda, die Stadt auf der Höhe, 


(706 m) und bier beginnt und ſchließt der Kranz der Spielzeugſtädtchen 
und =dörfer um den Schwartenberg, die wie lichte Infeln aus dem un⸗ 
endlichen grünen Waldmeer emporragen und ſich bis zum faft 900 m 
bohen Kamm erſtrecken. All dieſe „Silialen Nuprechts“, die bereitwillig 
und gaſtlich dem ſtaunenden Befucher die Tür öffnen, damit er Arbeit 
und Leben der Holiſchnitzer kennen lerne, find zugleich liebliche Höhen⸗ 
luftkurorte. Ob Olbernhau, im oberen Slöhatal, dem Schauplatz 
der reizenden Komödie „Kater Lampe“ von Rosenow, oder Seiffen 
mit ſeinen zwei ſehenswerten Bingen, den trichterförmigen tiefen Einſturz⸗ 
löchern ausgebeuteter, jahrhundertealter Erzſchächte, ob Neubaujen 
mit Schloß Purſchenſtein oder eines der Grenpdörfer am Kamm, wie 
Deutſch- Neudorf, Deutſch⸗Sinfiedel und das kleine 
Schwefelbad Sinfiedel, — alle Orte ſind Naſtplätze und Stand⸗ 
quarfiere für Fahrten in weltabgeſchloſſene Stille. Sogar ein zweites 
Heidelberg liegt zwiſchen Ahornberg und dem Shmwarten- 
berg, den ein neuerbautes Unterkunftshaus krönt. Das ganze Wander- 
land mit ſeinen tief eingeſchnittenen, durch forellenreiche Flüßchen belebten 
Cälern, den weiten Sichten- und Buchenwäldern, die ſich auf dem Kamm 
in einer Breite von jo bis 15 Kilometer ausdehnen, ſeinen weiten Sern- 
blicken zu den Höhen des Sichtelbergs, Auerbergs, Geiſings, Kahlebergs 
und in die böhmiſche Ebene ift durch prachtvolle Straßen und Wege 
und gute, billige Gaſtſtätten dem Verkehr erſchloſſen und machen es 
jedem möglich, durch das bunte Spielzeugland zu wandern. 

Vielleicht ift es vor Weihnachten am ſchönſten bier, und nicht nur, 
weil jetzt überall der vielbeſungene „Vugelbeerbaam“, die Eberefche, mit 
ihren roten Beerenbündeln das dunkle Waldbild belebt, ehe es zu ſchneien 
beginnt. In Nuprechts Schmiede wirft das Chriſifeſt ſchon monatelang 
fein Licht voraus, und der Hochbetrieb im Neich der Hohfchniter beginnt 
lange vorher. In jedem Ort arbeitet man an der Verſinnbildlichung des 
Heiligen Abends, Ichnitzt man Weihnachtskrippen, Weihnachtsberge, 
Weihnachtsleuchter, Menſchen, Tiere, Puppen, Taufende verſchiedene 
Figuren, jede in anderer Stellung, jede mit anderem Geſichtsausdruck. 
Es marſchieren Armeen don Soldaten, Näuchermänndln, Nußknackern 
auf, es entſtehen Dörfer und Wälder, Miniaturſtädte und Bauern- 
wirtſchaften, eine ganze Welt aus Holz, die Zeugnis ablegt von dem 
hohen kunſtgewerblichen Sinn ihrer Schöpfer und der durch Jahrhunderte 
vererbten Leiſtungsfähigkeit des erzgebirgijchen Menſchenſchlags. 

Das ſchönſte aber aus dem ganzen Spielzeugland iſt in Seiffen 
zusammengetragen und dort zu einer großen ſtändigen Austellung ver- 
einigt. Sie wird dazu beitragen, den heimiſchen Abfatz zu fteigern, wenn 
es gelingt, in jedem Beſucher den Gedanken völkiſcher und politischer 
Verantwortung für dieſes bedrohte Stück unferes Vaterlandes wach⸗ 
zuhalten, und wenn es gelingt, durch Weitergabe dieſes Gedankens dem 
jächſiſchen Spielſeugland immer neue Freunde zu gewinnen. 

Dr. Anna⸗Liſe von Schellwitz⸗ ultzen. 


* 
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Buchbeſprechungen. 


Land ohne Kinder — Land ohne Zukunft. Von Gotthold Mühl 
ner. Verlag E. S. Mittler u. Sohn, Berlin 1934. 74 Seiten. — Die 
in den großen Werken Burgdörffers, von Ungern-Sternbergs, Maucos 
und anderer Kenner der Bevölkerungspolitik niedergelegten Forſchungs⸗ 
ergebniſſe und Erkenntniſſe werden hier in einer allgemein verständlichen 
und zugleich tiefgreifenden Weiſe dargelegt. Das Schwergewicht legt 
der Verfaſſer auf die Auseinanderſetzung mit den liberaliſtiſch-marxiſti- 
ſchen Theoretikern, die den Suſammenbruch der deutſchen Geburtenpolitik 
nach dem Kriege in rein materialiſtiſcher Manier mit der Arbeitsloſigkeit 
zu begründen verſuchten und zur „Rettung“ Deutſchlands die Geburten- 
beſchränkung propagierten. Demgegenüber weiſt Mühlner nach, daß der 
Wille zum Kind bzw. die Angſt vor dem Kind eine Frage der Jeelijchen 
Haltung und des Glaubens an die Zukunft ift, alſo irrationalen Momenten 
entjpringt, die durch wirtschaftliche Zeiterſcheinungen wohl verstärkt oder 
geſchwächt, nicht aber letztlich beſtimmt werden können. Was Mühlner 
an Sahlen über den Rückgang der Kinderzahl und über die Vergreiſung 
des deutſchen Volkes anführt, wie er die Bevölkerungsentwicklung 
Deutſchlands ſchildert, für den Fall, daß in der Haltung zum Kind 
nicht ein grundlegender Wandel eintritt, das macht ohne weiteres klar, 
daß die Geburtenentwicklung der letzten zwei Jahrzehnte nicht zur wirt⸗ 
ſchaftlichen Sejundung und zum politiſchen Aufjtieg, Jondern zum völkifchen 
Selbſtmord führt; dauert die Geburtenbeſchränkung in dem bisherigen 
Umfange an, dann würde Deutſchland, das heute 65 Millionen Einwohner 
zählt, im Jahre 1900 nur noch 45 Millionen Menſchen aufweiſen, und 
darunter würden ſich 11 Millionen Hreiſe von über 60. Jahren und nur 
noch 8 Millionen Kinder befinden! Die Jukunft der Völker wird nicht 
von der Wirtſchaft beſtimmt. Sie entſcheidet ſich auf dem Schlachtfeld 
und im Kindbett, dort wo der Mann und dort, wo die Frau ihr Leben 
für den Sortbeftand der Nation einſetzen. Dr. K 


Aus oftdeutſcher Landschaft. Der vorbildlich für den Often arbeitende 
Verlag Gräfe und Unzer, Königsberg, gibt uns ein neues Tierbuch 
in die Hand, das ein oſtpreußiſches Vogelparadies ſchildert: „Guja. 
Der See der Vögel“, von W. v. Sanden, mit 123 Abbildungen 
nach Aufnahmen des Verfaſſers. In allen Jahreszeiten hat Sanden den 
verlandenden See mit ſeinem Wildſchwänen, Polarſeetauchern, Lach⸗ 
möven und kaum jählbaren Vogelarten beobachtet und aufs liebevollſte 
geſchildert. Auch Blumen, Inſekten, die Landſchaft ſelbſt finden hier 
ihren Darſteller — man kann auch jagen: Dichter. Solch Buch macht 
jedem die Heimat noch vertrauter. Es reiht ſich denen Bengt. Bergs 
ebenbürtig an und ift für 3,75 NM ein herrliches eee 

5 r. L. 

Ein Kartenwerk zur Chriftianijierung des Oſtens. Die mit guten 
Karten ausgeſtattete Schrift von Karl Koch: „Geſchichte der 
Shriſtianiſierung Deutſchlands“ (München, Köſel. und 
Puſtet) gibt ein Bild von der Millionierung des Süd- und Nord- 
oltens. Der katholiſche Verfaſſer mißbilligt das , politiſche Chriſtentum“ 
und die Methode, mit denen 3. B. der Franke Karl es erzwang. Doch 
kommt Karl merkwürdigerweiſe viel beſſer in ſeiner Beurteilung fort 
als die Fürſten und Ordensritter. die das Oſtland chriſtianiſierten. Ein 
tieferes Verſtehen für die deutſche Sendung im Oſten hat der Ver- 
faſſer nicht, wie er überhaupt geſchichtliche Vorgänge ausſchließlich 
unter rein geiſtlichen Geſichtspunkten anſieht. Den altgermanifchen 
Arianismus — die Form, in der die Oſtgermanen zuerſt das Christen 
tum empfingen und die viel arteigener war als die römiſche Form — 
nennt er eine „Seuche“. So wird man der Geſchichte nicht gerecht. 
Trotzdem gibt die fleißige Arbeit eine gute Überſicht. Dr. L. 


Athenaion⸗Kalender „Kultur und Natur“ 1035. Akademische Ver⸗ 
lagsgeſellſchaft Athenaion m. b. H., Potsdam. — Wie feit Jahren wird 
auch dieſes Mal der mit faſt 200 Bildern ausgeſtattete Wandkalender 
zahlreiche Freunde finden. Wiedergaben bedeutender Kunſtwerke aus 
alter und neuerer Seit, Anſichten aus allen Ländern, Abbildungen hiſto⸗ 
riſcher Dokumente wechſeln auf den Kalenderblättern in reicher Fülle 
einander ab. Auf jedem Blatt ſind die Gedenktage (Künſtler, Dichter, 
Forſcher, Politiker uſw.) verzeichnet. 

Ans der Tragödie des deutſchen Volkes. Ja, es iſt eine Tragödie, 
daß die berechtigte Bewegung des deutſchen Arbeiters im 19. Jahr- 
hundert gegen den internationalen Hroßkapitalismus und gegen ein 
völkiſch entartetes, verantwortungsloſes Ausbeutertum unter raffen- 
fremde Führung kam. So entſtand ſtatt eines wahren deutſchen 
Sozialismus der jüdiſch geleitete Marxismus, der den Arbeiter nicht 
minder ausbeutete als ein verſtändnisloſes Unternehmertum. Die 
Grundlagen und Auswirkungen dieſer Tragödie, die ſchließlich zum 
Suſammenbruch Deutſchlands 1918 führten, erörtert F. Schulz in feiner 
Schrift: „Jude und Arbeiter“, die in engem Fuſammenhang ſteht 
mit H. Fehſt's Buch: „Bolſchewismus und Judentum“ 
(beide Nibelungen-Verlag, Berlin). Die ungeheure Gefahr, der grund- 
legend und erfolgreich Adolf Hitler und der Nationaljozialismus ent- 
gegentrat, ift nicht nur politiſch und wirtschaftlich zu bewerten; fie ift 
nicht minder völkiſch und raſſiſch. Wir ftanden in der Tat vor der 
gewaltigſten Kataſtrophe unferes Volkes, als im entſcheidenden Augen- 
blick der Führer kam. Die Reaktion möchte ſein Werk jetzt ver⸗ 
kleinern. Wer aber ſolche Bücher mit ihren Dokumenten in ſich auf- 
nimmt, kann nicht verwirrt werden! Dr. L. 


Eine Geſchichte aus Mecklenburg. Das war ein jamojer Gedanke 
des mecklenburgiſchen Dichters Klaus Albrecht, eine Epiſode aus 
der Geſchichte Schwerins zu erzählen: „Der Quaduxenkrieg“. 
So nannten die Schweriner jene zuſammengewürfelte Soldateska, die 
bis 1813 das Mecklenburger Land knechtete. Quaduxen, das find auf- 
geblähte Fröſche oder ſonſtiges Kriechgetier. Wie dieſe Bande hauſte, 
wie ſie anmaßend ſich immer auf den „großen Kaiſer“ berief, auch als 
deſſen Stern in den Schneefeldern Rußlands erloſchen war! Gewalt 
vor Recht! Aber eigenwilchſige, friſch-frohe Jugend bäumte ſich 
— auch damals — auf, brachte Opfer, leitete den Freiheitskampf ein, 
der dann die Knechtſchaft jerbrach. Wie Albrecht zu erzählen weiß! 
Das iſt ein Buch für jung und für alt! Zudem mit lebendigen 
Bildern! Und ein Buch gerade auch für die heutige Zeit! (Verlag 
des „Niederdeutſchen Beobachters“ in Schwerin i. M.; geb. 2,00 NM.) 
Ein prachtvolles Weihnachtsbuch! Dr. L. 

Vererbung und Naßſe. Von Walter Lehmann. Selbjtunter- 
richtsbriefe, herausgegeben vom Nuſtinſchen Lehrinstitut, Potsdam. 
2. Brief mit 23 Abbildungen. 0,90 RM. Verlag Bonneß & Hachfeld, 
Potsdam. — In den Unterrichtsbriefen wird über Vererbung und 
Naſſe nicht nur doziert, ſondern hier wird der Leſer zur kräftigen 
Mitarbeit herangezogen. Der vorliegende zweite Brief bringt zunächſt 
die ausführlichen Löſungen der Übungsaufgaben ſowie die Antworten 
auf die Prüfungsfragen über den Inhalt des erſten Briefes. Die 
Darſtellung geht dann ein auf dominante und rezeſſive Vererbung bei 
einem und bei zwei Merkmalspaaren. Die Mendelſchen Negeln 
werden an einigen Beiſpielen klar herausgearbeitet und die über- 
einſtimmung zwiſchen den Ergebniſſen der Kreuzungsverſuche und den 
Vorſtellungen von der Chromoſomenverteilung jo eingehend nach- 
gewieſen, daß dem Leſer wohl keine Sweifel mehr daran bleiben, 
daß die Chromoſomen die Träger der Erbanlagen ſind. Die zahlreichen 
Abbildungen unterſtützen den Text auf das wirkfamſte. 

Deutſchtum im Ausland. Der Verlag Julius Beltz, Langenſalza, 
hat eine Reihe ausgezeichneter, mit Wappen und Bildern geſchmückter 
Monographien herausgebracht, herausgegeben von der Auslands- 
abteilung des Sentralinſtituts für Erziehung und Unterricht. Wir 
nennen für die Oſtgebiete: „Der Deutſche im Baltikum“ 
(M. Siegler), „in Siebenbürgen“ (Müller-Langenthah, „im 
Wolgalande“ (P. Sinner), „im Gottſcheerland“ (9. 
Grothe) und „in Kärnten“ (E. Srobenius). Man greife zu dieſen 
billigen, anſchaulichen Heften. — Erwähnt ſei aus dem gleichen Verlag 
die „Geſchichte der deutſchen Volksdichtung“ von S. 
Rüttgers, ein Werk, das das dichtende Deutſchland zeigt, den großen 
völkiſchen Antrieb der Poeſie — bei dem wir Oſtdeutſche nur den 
ſtarken inneren Impuls unſerer geſchichtlichen Landſchaft herausgeſtellt 
wünſchten. Denn „Blut und Boden“ zeigt ſich in feiner Bindung 
gerade auch in der Dichtung der Oſtlande. (Vgl. meine Broſchüre: 
„Oſtmark und Aufbruch“.) Dr. L. 

Voll jenfeits der Grenze. Von Richard Bahr. Hanſeatiſche Verlags- 
anſtalt, Hamburg. — Ein grundlegendes Werk: Balten- und Memel- 
land, Danzig und Polen, Böhmen und der Südoftraum, dazu Nord- 
ſchleswig, Cupen- Malmedy, Südtirol werden geſchichtlich, kulturell und 
politiſch behandelt. Geiſtige Strömungen, ſo auch in der Dichtung, 
werden mit herangezogen, um die vielseitigen Probleme zu klären. Das 
Wirtſchaftsleben der Volksgruppen, ihre religiöſen Belange treten 
plaſtiſch heraus. Das Buch iſt reich an Material und lebensvoll ge— 
ſchrieben; es kann ein rechtes Volksbuch werden, das hinwirkt auf den 
ſtarken Staat als Sach- und Machtwalter der Nation und einer auf- 
bauenden Politik. Dr. L. 

Weltgeſchichte. Dritter Teil: Von Luther zu Bismarck. 
Von Julius Koch. (Berlin, Georg Stilke.) Wir haben die erſten 
beiden Teile dieſer Weltgeſchichte bereits früher angezeigt. Ein ſehr 
fleißiges Werk, bei deſſen Vollendung der Verfaſſer die Seder aus der 
Hand legte und ſtarb. Der Geiſt des Buches iſt bewußt deutſch, der 
Oſtmarkenfrage widmet Koch verſtändnisvolle Ausführungen. Den 
ſieghaften Durchbruch einer neuen Seit hat er nicht mehr geschaut; aber 
er ſtarb im Glauben an das ewige Deutſchland, und ſein Glaube iſt 
inzwiſchen Wirklichkeit geworden. (Preis geheftet 27,50 =); x 

1. . 


Ich bereiſe in Kürze wieder 
olen (Poſen-Weſtpreußen) 
und nehme noch Aufträge 
entgegen für Forſchung in den 
Kirchenbüchern uſw. — 
Aufſtellung von Ahnentafeln 
— Beſchaffung von Kirchen⸗ 
buchauszügen. 
Bei Anfragen Rückporto! 
Sippenforſcher 
Otto F. J. Leuthold, 
Danzig⸗Zoppot, Wilhelmſtr. 12 
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